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7 Fragen an Manuela Caprani

Manuela Caprani arbeitet bei der ETH Zürich als Departements­
koordinatorin des Departements Chemie und Angewandte Bio­
wissenschaften. Sie ist seit 2016 PVB-Mitglied. Seit März 2018 
engagiert Sie sich aktiv für den PVB. Manuela Caprani ist Präsi­
dentin der Sektion Zürich und Mitglied der PVB-Kommission des 
ETH-Bereichs. Ihr liebstes Hobby ist das Reisen. Seite 13

 
Verso un «accordo di deregolamentazione istituzionale»?

Se i dipendenti statali non hanno (ancora) nulla da temere dai 
negoziati per un accordo quadro con l’Europa, l’intero mondo 
del lavoro potrebbe invece di risentirne a lungo termine! Atten­
zione, è un pericolo per tutti! Pagina 22

 
L’APC entre défis actuels et projets d’avenir

L’assemblée des délégué-e-s de l’APC s’est déroulée le 6 novem­
bre dernier à Ittigen, en présence d’une centaine de partici­
pant-e-s. Politique européenne et mesures d’accompagnement, 
mais aussi élections, finances et projets futurs ont été au cœur 
des débats. Page 29
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Sekretariat PVB l Weihnachtsferien 
Unser Sekretariat ist vom 24. Dezember 2018 bis 4. Januar 2019 geschlossen.  
Am Montag, 7. Januar 2019 sind wir gerne wieder für Sie da.
Herzlichen Dank für das Verständnis und schöne Feiertage!

Secrétariat de l’APC l vacances de Noël
Notre secrétariat est fermé du 24 décembre 2018 au 4 janvier 2019.  
Dès le lundi 7 janvier, nous serons à nouveau à votre service.
Merci de votre compréhension et meilleurs vœux à toutes et tous! 
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Wir waren da!
Nous y étions! 

9. Oktober 2018 I 9 octobre 2018

Schweizerische Institut für Rechtsvergleichung, Lausanne I  
Institut de droit comparée, Lausanne (SEM)

13. November 2018 I 13 novembre 2018

Parlamentsdienste, Bern I Services du Parlement, Bern
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Europapolitik … 
Europa und unsere Nachbarstaaten sind unsere wichtigsten Handelspartner. Doch auch in der Forschung und Entwicklung, kulturell und 
bildungspolitisch sind sie für uns wichtig. Die beiden Referate an der Delegiertenversammlung des PVB haben es gezeigt. Auch unser 
Magazin-e widmet sich der Europapolitik. 

Eine gut funktionierende Zusammenarbeit und die Weiterentwicklung der Dossiers sind für unser Land von grosser Bedeutung. 
Doch der Abschluss eines Rahmenabkommens ist kein einfaches Unterfangen und kann nicht zu jedem Preis geschehen.

Dabei dürfen unser Lohnniveau oder unsere Arbeitsbedingungen auf keinen Fall angetastet werden. Lohnschutz und gute 
Kontrollen nützen Arbeitnehmenden wie den Firmen, nützen inländischen Arbeitskräften genauso wie Entsandten oder 

GrenzgängerInnen. Das Prinzip gleicher Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort ist zentral. Es geht um mehr als um die 
«8-Tage-Regel».
Wir müssen einen Akzent für ein soziales Europa setzen und den Liberalisierungen entgegentreten.

…und Budgetdruck aufs Personal
Trotz Überschüssen in der Bundeskasse hat sich ein heisser Budgetherbst entwickelt. In der Finanzkommission wur­
de wiederum über Querschnittskürzungen beim Personalkredit verhandelt. Immerhin hat sich eine knappe Mehrheit 

durchgesetzt und will die restriktive Vorgabe des Bundesrats nicht noch unterbieten. Nach dem grossen Kampf um 
den Erhalt der gesetzlichen Grundlage für den Teuerungsausgleich will der Bundesrat nun aber nicht einmal die 

volle Teuerung ausgleichen. Die Verhandlung ist ergebnislos geblieben, doch wir fordern weiterhin die volle Teue­
rung und eine Lohnerhöhung. Denn wann dann, wenn nicht jetzt? Die finanziellen Mittel sind vorhanden. Ich 

habe den Antrag gestellt, die Budgetmittel zu erhöhen, um die Teuerung vollständig auszugleichen. Nachdem 
Affront vor einem Jahr mit der Streichung des Beitrags für die Publica, muss es dieses Jahr besser laufen. 

Barbara Gysi, Verbandspräsidentin

| Editorial |  5

#IhreGeneralsekretärin

Wie wird der PVB im Jahre 2030 aussehen? 

Wie wird sich unser Arbeitsalltag bis dahin verändert haben? 
Welche Bedürfnisse werden unsere Mitglieder haben? 
Diese Fragen haben wir unseren Delegierten an unserer Delegier­
tenversammlung Anfangs November gestellt und ihre inspirierenden, vi­
sionären und auch humorvollen Antworten gleich interaktiv festgehalten. 

Diese Fragen beschäftigen uns aber auch seit längerer Zeit ganz konkret. Der 
PVB wird deshalb Anfang 2019 eine breit angelegte Umfrage an Sie alle liebe 
Leserinnen und Leser richten. Konkret werden wir alle unsere Mitglieder und 

Partner befragen aber den Fokus auch auf Nichtmitglieder rich­
ten. Ziel der Befragung ist wichtige Feedbacks zur Neupositionie­

rung des PVB, zu den aktuellen und künftigen Bedürfnissen des Bun­
despersonals wie auch zur generellen Mitgliederzufriedenheit zu erhalten. 

In diesem Sinne hören Sie im 2019 wieder von uns und ich freue mich schon 
jetzt auf Ihre Antworten, Ideen und Anregungen. 

Janine Wicki, Generalsekretärin
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Vernetzungstag Publica des PVB
Am 29. Oktober 2018 haben sich die PVB-Mitglieder der Delegiertenversamm­
lung Publica, die ArbeitnehmendenvertreterInnen des paritätischen Organs des 
Bundes (POB) und der Kassenkommission (KAKO) zu einer äusserst informati­
ven Sitzung im Verbandssekretariat getroffen. Das Ziel war, sich besser kennen­
zulernen, die Verstärkung des Infoflusses, die Besprechung der künftigen Zu­
sammenarbeit und den Einfluss des PVB zu verstärken.

Janine Wicki, Generalsekretärin des PVB und Mitglied der KAKO, erläuterte die 
aktuellen Geschäfte der KAKO; Luc Python, Verbandsekretär PVB und Mitglied 
des POB, erklärte die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen des POB; 
Markus Brügger, Leiter Ressourcen und Mitglied im paritätischen Organ des 
Vorsorgewerkes «Angeschlossene Organisationen» ging auf deren aktuelle Ge­
schäfte ein.

Die Bedürfnisse der einzelnen Gremien wurden diskutiert und somit konnte das 
Verständnis für die anderen Gremien erweitert werden. Die angeregten Diskus­
sionen gingen beim anschliessenden Apéro weiter. 
Jürg Grunder, Verbandssekretär und Mitglied der KAKO, ist in Zukunft für die 
Koordination und den Austausch der unterschiedlichen Gremien Publica verant­
wortlich. Die nächste Sitzung findet im Frühling 2019 statt. 

Jürg Grunder

Sozialpartnerschaft VBS

Treffen mit Brigadier Rihs
Der PVB hat Brigadier Markus Rihs, neuer Chef Personelles der Armee, zu ei­
nem Antrittsbesuch getroffen. Dabei konnte der für das VBS zuständige Verband­
sekretär, Jürg Grunder, die vielfältigen Aufgaben wie die Organisation und Wich­
tigkeit des PVB vorstellen. Im Weiteren erläuterte er die aktuellen, politischen 
Herausforderungen (unter anderem auch den Einsatz des PVB zugunsten der 
beruflichen Zukunft des Berufsmilitärs) und legte die Ansichten der Sozialpart­
nerschaft dar. 
Daniel Nyffenegger konnte als Sektionspräsident VBS die grösste Sektion des 
PVB mit ihren Aufgaben präsentieren. Der Dialog mit dem Brigadier war sehr 
offen und zielorientiert. 
Der PVB ist erfreut, dass beide Seiten an einer gut funktionierenden Sozialpart­
nerschaft interessiert sind und bei Brigadier Rihs offene Türen vorgefunden hat.

Jürg Grunder

Logistikbasis der Armee (LBA)

Infoaustauch
«Die Mitarbeitenden sind unser wichtigstes Kapital» und «Es ist wichtig, dass die 
Mitarbeitenden der LBA Freude an der Arbeit haben und gesund bleiben» diese 
beiden Aussagen stammen vom Chef der LBA, Divisionär Thomas Kaiser, anläss­
lich des dritten Infoaustauschs mit den Personalverbänden vom 9. November 
2018 in Bern. 

Div Kaiser schätzt die Arbeit der Sozialpartner sehr, da diese für ihn sehr wich­
tige Sensoren sind. Der PVB hat immer wieder die direkten Kontakte auf den 
unterschiedlichsten hierarchischen und regionalen Stellen in der LBA genutzt. 
Die Partnerschaft mit der LBA hat sich in den letzten Jahren verbessert. 
Wichtige Geschäfte wie Schadenwehr Gotthard, wo sich auch auf Intervention 
des PVB die Lage verbessert hat, die Personalmigration in der Vergangenheit 
und der Zukunft, die Probleme der Schliessung von Standorten aufgrund des 
Stationierungskonzeptes und vor allem die Konsequenzen für das Personal (län­
gere Arbeitswege, berufliche Perspektiven etc.) und die einheitliche Regelung 
des Pikettdiensts waren die wichtigsten Diskussionsthemen.
Beim Thema Vereinbarkeit von Beruf und Familie wurde dem PVB versichert, 
dass Homeoffice wie die Möglichkeit von Teilzeitarbeit mehr gefördert wird.
Der nächste Rapport findet im Herbst 2019 satt.
Der PVB war durch die Verbandspräsidentin, Nationalrätin Barbara Gysi, und 
dem Verbandssekretär, Jürg Grunder, vertreten.

Jürg Grunder

PVBMagazin-eAPC | Dezember 2018
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Lohnmassnahmen 2019:  
Uneinigkeit und Aufschub  
der Verhandlungen

Die von den Personalverbänden des 
Bundes mit Bundesrat Ueli Maurer ge­
führten Lohngespräche sind ergebnis­
los geblieben. Die Personalvertreter, 
u.a. auch vom PVB, haben das Ange­
bot des Finanzministers abgelehnt, da 
sie dieses als klar unzureichend er­
achten. Die Partner sind übereinge­
kommen, sich im Februar erneut zu 
treffen, um zu versuchen, eine Eini­
gung zu erzielen. 

Bundesrat Maurer hat am Verhand­
lungstisch einen Ausgleich der Teue­
rung im Umfang von 0,8% in Aussicht 
gestellt: 0,6% werden dabei über die 
Erhöhung der Lohnsumme finanziert, 
weitere 0,2% aus den laufenden Kre­
diten. «Im Budget 2019 sind nur zu­
sätzliche finanzielle Mittel in der Höhe 
von 0,6 Prozent eingestellt», teilte der 
Finanzminister mit.

Die Personalverbände haben eine 
Lohnerhöhung im Umfang von 1,5% 
für das gesamte Bundespersonal ge­
fordert. «Die ausgezeichnete Finanzla­
ge des Bundeshaushalts und die posi­
tiven Konjunkturaussichten sprechen 
dafür, nun echte Lohnmassnahmen zu 
ergreifen», argumentierte die Natio­
nalrätin Barbara Gysi, Präsidentin des 
PVB. Der Bundesrat rechnet für das 
laufende Jahr nämlich mit einem 
Überschuss von 2,5 Milliarden Fran­
ken und für 2019 mit einem Über­
schuss von 1,3 Milliarden Franken. 
Die Wirtschaftsprognosen befinden 
sich ebenfalls im grünen Bereich und 
deuten auf ein robustes Wachstum des 
BIP um 2% hin. Das Bundesamt für 
Statistik seinerseits rechnet dieses 
Jahr mit einer Teuerung im Umfang 
von 1%. 
Janine Wicki, Generalsekretärin des 
PVB und VGB-Präsidentin, erinnerte 
Ueli Maurer daran, dass der Einsatz 
und die Zuverlässigkeit der Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter im Dienste 
der Eidgenossenschaft, auf die er sel­
ber wiederholt hingewiesen hat, be­
lohnt werden müssen. Der PVB erwar­
tet vom Finanzminister, dass er auch 
das Personal am vorhandenen finanzi­
ellen Handlungsspielraum teilhaben 
lässt. Nach intensiven Diskussionen 
sind die Sozialpartner übereingekom­
men, im Februar 2019 weitere Ver­
handlungen über einen vollständigen 
Ausgleich der Teuerung zu führen.

Martine Currat-Joye

Bald hat die Unsicherheit  
bei Agroscope ein Ende 
Am Donnerstag, 22.  November, fand 
ein weiteres Treffen zwischen Bundes­
rat Johann Schneider-Ammann und 
der PVB-Delegation aus der Präsiden­
tin des PVB, Nationalrätin Barbara 
Gysi, der Generalsekretärin Janine Wi­
cki und dem Verbandssekretär Luc 
Python statt. 
Barbara Gysi machte den Bundesrat 
auf die zunehmende Unsicherheit auf­
merksam, die beim Personal hinsicht­
lich der Zukunft von Agroscope 
herrscht. Sie bat ihn, alles in die Wege 
zu leiten, damit baldmöglichst kon­
krete Entscheidungen getroffen wer­
den können. 
Der Wirtschaftsminister zeigte Ver­
ständnis für die Sorgen der Mitar­
beitenden. Er fügte hinzu, dass der 
Bundesrat die Meinung der national­
rätlichen Finanzkommission teile und 
eine Agroscope-Struktur aus einem 
zentralen Forschungscampus, je ei­
nem regionalen Forschungszentrum in 
der Deutschschweiz und in der Ro­
mandie sowie dezentralen Forschungs­
anstalten befürworte. Das Thema wird 
während der Wintersession am Mitt­
woch, 12.  Dezember, im Nationalrat 

behandelt. Barbara Gysi wird dort die 
Interessen des Personals vertreten. 
Bundesrat Schneider-Ammann beton­
te, dass ihm die Zukunft von Agrosco­
pe am Herzen liege: «Das Projekt hat 
Priorität, es geht um den Erhalt einer 
landwirtschaftlichen Forschungsinsti­
tution auf Topniveau mit hochqualifi­
zierten Arbeitsplätzen; die Umstruktu­
rierung wird sich auf zehn Jahre 
erstrecken.»
Eva Reinhard, Chefin Agroscope, teilte 
ihrerseits mit, dass die Netto-Perso­
nalfluktuationsrate bei Agroscope die­
ses Jahr zwar leicht gestiegen sei, je­
doch immer noch unter derjenigen 
des Eidgenössischen Departements 
für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
(WBF) liege. Daniel Markwalder, 
stellvertretender Generalsekretär, be­
hält die Leitung des Projekts.
Die PVB-Delegation dankte Bundesrat 
Schneider-Ammann für die gute Zu­
sammenarbeit und die Einhaltung der 
sozialpartnerschaftlichen Regeln und 
wünschte ihm alles Gute für seinen 
Ruhestand.

Luc Python
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Auf dem Weg zu einem «institutionellen 
Deregulierungsabkommen»?
Michel Schweri Auch wenn das Staatspersonal von den Verhandlungen zu einem Rahmenabkommen mit Euro-

pa (noch) nichts zu befürchten hat, läuft die gesamte Arbeitswelt Gefahr, langfristig den Kür-
zeren zu ziehen!

Italienische Arbeiterinnen mit 	
Koffern bei der Einreise in Chiasso, 
um 1950 fotografiert©
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Das derzeit zwischen der Schweiz 
und der Europäischen Union (EU) 

verhandelte «institutionelle Rahmen­
abkommen» schwebt wie ein Schatten 
über den aktuellen Geschehnissen un­
seres Landes, ohne dass sich die Be­
völkerung gross dafür interessiert. Ab 
und an dringen einige Informationen 
aus einer Sitzung des Bundesrats, ei­
nem offiziellen Treffen in Brüssel oder 
einer Verhandlungssitzung. Dabei ist 
dieses Thema von grosser Bedeutung, 
auch wenn es häufig unter dem «tech­
nischen» Aspekt der Beziehungen zwi­
schen der Schweiz und Europa oder 
unter dem vereinfachenden Blickwin­
kel der «Acht-Tage-Regel» der flanki­
erenden Massnahmen zur Personen­
freizügigkeit abgehandelt wird.

In diesem Geschäft offenbart sich 
sowohl das Bekenntnis der Schweiz 
zum bilateralen Weg, indem sie mit 
Europa Abkommen unterzeichnet, als 
auch die Grenzen dieser Politik. Seit 
1972 haben die EU und die Schweiz 
rund dreissig bilaterale Abkommen zu 
ebenso vielen wichtigen Themen ab­
geschlossen – darunter die sieben be­
kanntesten Abkommen von 1999. Je­
des dieser Abkommen wird von einem 
gemischten Ausschuss verwaltet. Da­

neben wurden rund hundert weitere 
Abkommen von geringerer Bedeutung 
unterzeichnet. Daraus ist ein riesiger 
Apparat entstanden, um die Beziehun­
gen zwischen den Partnern auszuge­
stalten.

Aus diesem Grund wurde die Arbeit 
an einem «Rahmenabkommen» über 
die institutionellen Aspekte dieser Be­
ziehungen in Angriff genommen, um 
die kohärente Umsetzung der 130 Ab­
kommen zu «überwachen» und den 
jeweiligen gemischten Ausschüssen 
die gleichen Leitlinien vorzugeben. In 
einem Informationsblatt des Bundes 
ist zu lesen: «Im Rahmen der seit 
2014 laufenden Verhandlungen zu 
den institutionellen Fragen diskutie­
ren die Schweiz und die EU Mechanis­
men, die eine einheitlichere und effi­
zientere Anwendung bestehender und 
zukünftiger Verträge im Marktzu­
gangsbereich gewährleisten sollen 
[durch die Redaktion hervorgeho­
ben]. Der Bundesrat hat das Mandat 
für Verhandlungen im institutionellen 
Bereich am 18.  Dezember 2013 ver­
abschiedet, der EU-Ministerrat am 
6. Mai 2014. Am 22. Mai 2014 haben 
die beiden Parteien die Verhandlun­
gen aufgenommen.»

Arbeitsbedingungen in Gefahr
Kommen wir nun zum Kern der Sache. 
Bereits 2012 vor dem Beginn der ei­
gentlichen Verhandlungen waren in 
den Schreiben zwischen den Partnern 
ernsthafte Meinungsverschiedenhei­
ten erkennbar. Während die Schweiz 
eine «dynamische und keine automa­
tische Übernahme» des EU-Rechts in 
das Schweizer Recht forderte, wollte 

die EU einen «rechtsverbindlichen 
Mechanismus» einführen. Die Schweiz 
schlug vor, eine «nationale Überwa­
chungsbehörde» zur Überwachung 
der ordnungsgemässen Umsetzung 
der Abkommen einzusetzen, die EU 
forderte «unabhängige Kontrollme­
chanismen ausserhalb der Teilneh­
merstaaten». Tatsächlich geht es in 
den Gesprächen darum, ob die 
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Arbeiterinnen in der Uhrenindustrie bei der Arbeit
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EU-Vorschriften automatisch in der 
Schweiz übernommen werden sollen 
oder nicht sowie um deren eindeutige 
Auslegung, die Überwachung ihrer 
einheitlichen Anwendung und die Bei­
legung von allfälligen Streitigkeiten. 
Und natürlich um die Instanz, die mit 
allen diesen Aufgaben betraut ist.

Da die Verhandlungen noch im Gan­
ge sind, ist deren Ausgang natürlich 
noch ungewiss. Es sickern nur wenige 
Informationen durch, insbesondere 

über die vom Schweizer Finanzplatz in 
Brüssel geforderte endgültige Börsen­
äquivalenz oder über das heikle Thema 
der flankierenden Massnahmen und 
jene zum Schutz des Binnenarbeits­
marktes im Zusammenhang mit der 
Personenfreizügigkeit.

Diesbezüglich verfolgen die Schwei­
zer Gewerkschaften das Geschäft sehr 
aufmerksam. 2004 hat das bilaterale 
Abkommen zur Personenfreizügigkeit 
die Grenzen des Arbeitsmarktes geöff­

net und den Wettbewerb um Arbeits­
plätze verschärft. Im nationalen Recht 
wurden flankierende Massnahmen 
zum Schutz der Arbeitsbedingungen 
und Löhne eingeführt, um den Bin­
nenmarkt zu regulieren. Seither wur­
den diese Massnahmen bei jeder Os­
terweiterung Europas verstärkt, um 
deren «Akzeptanz» bei der Bevölke­
rung und ganz speziell beim Stimm­
volk zu gewährleisten. Logischerweise 
wird diese Frage im laufenden Dossier 
des institutionellen Rahmenabkom­
mens auch weiterhin zentral bleiben. 
Die Schweizer Behörden müssen da­
her dessen Modalitäten zum einen mit 
der EU und zum andern mit den Sozi­
alpartnern in der Schweiz aushandeln.

Liberaler Wandel
Diese beiden Ebenen sind jedoch eng 
miteinander verflochten, da die Forde­
rung der Europäischen Union nach 
einer Vereinheitlichung der Vorschrif­
ten für die Funktionsweise des «gro­
ssen Marktes» darauf hinausläuft, 
nationale spezifische Schutzmassnah­
men  – also auch die flankierenden 
Massnahmen in der Schweiz  – abzu­
schaffen. Dieses Risiko ist für die Ge­
werkschaften jedoch eine «rote Linie, 
die nicht überschritten werden darf», 
während die Arbeitgeber prinzipiell 
daran interessiert sind, die Märkte um 
jeden Preis zu öffnen. Dieser interne 
Graben zwingt den Bundesrat zu ei­
nem vorsichtigen Vorgehen. Ende Sep­
tember 2018 kam er zum Schluss, 
dass «die Standpunkte sehr unter­

schiedlich sind und zur Änderung der 
aktuellen Verhandlungsposition kein 
interner Konsens besteht». Er hat da­
her lediglich das Verhandlungsmandat 
der Schweizer Delegation erneut be­
stätigt und sich nicht weiter zu den 
Meinungsverschiedenheiten geäussert.

Das institutionelle Rahmenabkom­
men erwähnt die öffentlichen Dienst­
leistungen nicht ausdrücklich. Es öff­
net der Anwendung sämtlicher 
Bestimmungen der «Bolkestein-Richt­
linie» der EU in der Schweiz oder den 
Substituten des «Allgemeinen Abkom­
mens über den Handel mit Dienstleis­
tungen» durch das aktuelle TISA der 
Welthandelsorganisation jedoch Tür 
und Tor.

Eine allgemeine Liberalisierung des 
Arbeitsmarktes und ein Lohndumping 
in sämtlichen Sektoren könnten je­
doch den Wettbewerb zwischen euro­
päischen Privatunternehmen ver­
schärfen. Diese könnten in der 
Schweiz kostengünstig Dienstleistun­
gen in den Bereichen Bildung (Privat­
schulen), Gesundheit (Kliniken) an­
bieten, gleiches könnte durch ihre 
Teilnahme an internationalen Aus­
schreibungen öffentlicher Aufträge in 
der Schweiz geschehen.

Es ist deshalb nicht auszuschliessen, 
dass sich die Auswirkungen dieses li­
beralen Wandels langfristig bei gewis­
sen, heute noch geschützten Dienst­
leistungen des Binnenmarktes und 
damit auch bei den Arbeitsbedingun­
gen der Arbeitnehmenden in diesen 
Sektoren bemerkbar machen.

10  | Dossier |

Entschlüsselt

Die Schattenseite des institutionellen Rahmenabkommens
Neben den seit Beginn der Verhandlungen für ein institutionelles Rahmenab­
kommen offensichtlichen Meinungsverschiedenheiten zwischen der Schweiz 
und der EU geht es vor allem um die Anwendung der Rechtsprechung des 
EU-Gerichtshofs in der Schweiz. Während die EU in dieser Sache einen un­
umstösslichen «Automatismus» fordert, schlägt die Schweiz vor, dass ihre 
zuständigen Behörden – insbesondere das Bundesgericht – die Entscheide 
des Gerichtshofes «berücksichtigt». Letzterer tut nichts anderes, als die 
Rechtmässigkeit der Rechtsakten der Institutionen und Länder der EU zu 
kontrollieren. Er fungiert demnach als «Verfassungsgericht», eine Instanz, 
die es in der Schweiz nicht gibt.
Im Bereich des Arbeitsmarkts wird die Doktrin des Gerichtshofs der Europäi­
schen Union etabliert. 2006–2007 hat er über vier Rechtssachen entschie­
den, die wiederum in den vier berühmten Urteilen Laval, Viking, Rüffert und 
Luxembourg mündeten. In jedem Fall hat er dem Handelsrecht der betreffen­
den Unternehmen Vorrang vor dem Schutz ihrer Arbeitnehmenden einge­
räumt, indem er die Anwendung des nationalen, am Sitz des Arbeitgebers 

geltenden Arbeitsrechts angeordnet hat und nicht des Arbeitsrechts, das am 
effektiven Ort der Ausübung der Tätigkeit gilt. Somit unterliegt ein entsand­
ter Arbeitnehmer weiterhin den Bedingungen des Herkunftslandes des Un­
ternehmens und nicht den lokalen Gepflogenheiten des Ortes, an den er 
entsandt wurde.

In diesen Urteilen wird das Arbeitsrecht folglich dem Handelsrecht und der 
nunmehr als höchstes Gut geltenden Wirtschaftsfreiheit untergeordnet. Aus 
dieser Perspektive werden das Arbeitsrecht, die gewerkschaftlichen Rechte, 
der Schutz der Arbeitnehmenden in den Ländern als Handelshemmnisse 
angesehen, die beseitigt werden müssen, um den totalen wirtschaftlichen 
Wettbewerb garantieren zu können. Die flankierenden Massnahmen der 
Schweiz zum Schutz der lokalen Arbeitsbedingungen müssten daher entwe­
der sofort oder im Laufe der nächsten Urteile des Gerichtshofes der Europäi­
schen Union aufgehoben werden.� MiS

Zürich, 1. Mai 1966 geordneter Umzug in der Badenerstrasse, Gruppe italienischer 
Arbeiterinnen und Arbeiter
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Interview: Michel Schweri Derzeit wird das institutionelle Rahmenabkommen 
zwischen der Schweiz und der Europäischen Union 
verhandelt. Welches ist Ihrer Meinung nach die gröss-
te Herausforderung dieser Verhandlungen?
Die Schweiz braucht gute und geregelte Beziehungen zur 
Europäischen Union. Deshalb haben die Gewerkschaften 
die Bilateralen unterstützt – unter der Voraussetzung, 
dass sie den Arbeitnehmenden in der Schweiz nützen. 
Darum haben wir auch die Flankierenden Massnahmen 
durchgesetzt. Bei den Verhandlungen über das Rahmen­
abkommen spielen in der EU-Kommission aber leider die 
Verfechter des möglichst ungehinderten Marktzugangs 
eine führende Rolle. Diese marktliberalen Hardliner ha­
ben die Flankierenden Massnahmen schon immer kriti­
siert. Sie verlangen einen substanziellen Abbau. Obwohl 
der Schweizer Markt für ausländische Dienstleister sehr 
offen ist. Gemessen an der Wohnbevölkerung sind in 
keinem anderen Land in Europa so viele ausländische 
Dienstleister tätig wie in der Schweiz. Der Bundesrat hat 
klug gehandelt, als er die Flankierenden vom Verhand­
lungsmandat mit der EU ausgenommen hat («rote 
Linien»)

Glauben Sie, dass es möglich ist, die Forderungen 
nach einer grösseren Öffnung der Märkte mit einem 
Schutz des Binnenarbeitsmarkts durch die flankieren-
den Massnahmen zu vereinbaren?
Bei den Verhandlungen über das Rahmenabkommen geht 
es indirekt auch um die Frage, wie sozial die EU ist. Wir 
haben in den letzten Wochen beim SGB viele Briefe von 
europäischen Gewerkschaften erhalten mit der Aufforde­
rung, bei den Flankierenden nicht nachzugeben. Weil der 
Lohnschutz in Europa verbessert und nicht verschlech­
tert werden muss. Im Abkommen über die Personenfrei­
zügigkeit haben die Schweiz und die EU in Artikel 1 übri­
gens vereinbart, dass auch die ausländischen 
Arbeitskräfte einen Schweizer Lohn verdienen müssen. 
Auf den Schweizer Baustellen gehen die deutschen Bau­
arbeiter heutzutage sogar aktiv auf die Kontrolleure zu, 
damit ihre Löhne kontrolliert werden. Auch sie wollen 
einen Schweizer Lohn, wenn sie in der Schweiz arbeiten. 

Stellt dieses Abkommen die öffentlichen Dienstleis-
tungen der Schweiz in Frage? Falls ja, auf welche 
Weise?
Die Auswirkungen auf den Service Public wurden bisher 
in der Öffentlichkeit kaum thematisiert. Dabei ist die 
Frage der so genannten «staatlichen Beihilfen» sehr be­
deutend. So kritisieren Vertreter der EU-Kommission 
nicht nur den öffentlichen Besitz und die Staatsgarantien 
der Kantonalbanken. Sondern auch die öffentlichen Ge­
bäudeversicherungen oder die Elektrizitäts- und Wasser­
werke. 

Wie würde sich ein Scheitern der Verhandlungen aus-
wirken?
Das ist schwierig zu sagen. Die EU-Kommission und das 
EU-Parlament werden nächstes Jahr neu gewählt. Je 
nachdem wird sich dadurch die Ausgangslage ändern. 
Wir müssen aber mit Druckversuchen oder Nadelstichen 
durch die EU-Kommission rechnen. 

Interview mit Daniel Lampart

Chefökonom und Sekretariatsleiter des SGB
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«Was kann ich unternehmen, wenn ich 
mit dem Arbeitszeugnis nicht einver-
standen bin?»

«Was ist der Unterschied zwischen einer 
Mahnung und einer Verwarnung und 
was sind die Konsequenzen?»

Es gelten die Grundsätze, dass ein Arbeitszeugnis vollstän­
dig, wahrheitsgetreu und wohlwollend abzufassen ist. 

Diese Grundsätze stehen häufig im Widerspruch zueinan­
der. Aus diesem Grund existiert dazu eine reichhaltige Ge­
richtspraxis. In einem ersten Schritt lohnt es sich daher, das 
Arbeitszeugnis von einem Spezialisten prüfen zu lassen. 
Dieser beurteilt für Sie, ob das Arbeitszeugnis alle erforder­
lichen Ausführungen enthält, und ob es der von den Gerich­
ten entwickelten Praxis entspricht. Gestützt auf diese Ein­
schätzung können Sie beurteilen, welche Erfolgsaussichten 
für die Änderung des Arbeitszeugnisses bestehen. 

Der PVB unterstützt seine Mitglieder bei der Prüfung von 
Arbeitszeugnissen und stellt in einem ersten Schritt den 
Kontakt zum Arbeitgeber her, um auf dem Verhandlungsweg 
eine Anpassung des Arbeitszeugnisses zu erzielen. Die Er­
fahrung zeigt, dass auf diesem Weg bessere Chancen auf 
eine Anpassung des Arbeitszeugnisses bestehen als auf dem 
Rechtsweg beim Gericht, da sich der Arbeitgeber oftmals 
kompromissbereit zeigt. 

Um im öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis beim Bund 
eine gerichtliche Anpassung des Arbeitszeugnisses zu erwir­
ken, muss beim Arbeitgeber der Erlass einer anfechtbaren 
Verfügung verlangt werden. Gegen diese kann anschlie­
ssend innert 30  Tagen Beschwerde beim Bundesverwal­
tungsgericht erhoben werden. Der Weg ans Gericht sollte 
allerdings erst dann gewählt werden, wenn der Verhand­
lungsweg erfolglos geblieben ist und eine sorgfältige Prü­
fung der Prozesschancen vorgenommen wurde.

Im Bundespersonalrecht stellt die «Verwarnung» eine Dis­
ziplinarmassnahme dar. Eine solche Massnahme wird 

dann getroffen, wenn die angestellte Person arbeitsrechtli­
che Pflichten verletzt und deshalb eine Disziplinarunter­
suchung durchgeführt werden muss. Ansonsten wird der 
Begriff «Mahnung» verwendet. Eine Mahnung wird insbe­
sondere dann ausgesprochen, wenn die angestellte Person 
vertragliche oder gesetzliche Pflichten verletzt oder wegen 
Mängeln in Leistung oder Verhalten. In diesem Fall wird 
eine Mahnung erlassen, unter gleichzeitiger Androhung der 
rechtlichen Konsequenz, sofern sich eine Pflichtverletzung 
wiederholen sollte bzw. die Mängel in Leistung und Verhal­
ten anhalten. In der Mahnung müssen die Massnahmen, die 
zu erwartenden Leistungen bzw. das Verhalten sowie die 
Konsequenzen genau umschrieben werden. Werden diese 
formellen Bedingungen der Mahnung nicht erfüllt, besteht 
das Risiko einer Gutheissung einer Beschwerde beim Bun­
desverwaltungsgericht. Eine allfällige Kündigung oder eine 
andere Massnahme (bspw. die Kürzung oder Einstellung 
des Lohnes, sofern Eingliederungsmassnahmen bei krank­
heitsbedingter Abwesenheit nicht eingehalten werden), 
würden dann mangels rechtsgenüglicher Mahnung als un­
gültig erklärt. Es kommt ab und zu vor, dass anstelle des 
Begriffs Mahnung der Begriff der Verwarnung benützt wird. 
Die rechtlichen Folgen sind aber die gleichen wie geschil­
dert.

Dino Cerutti 
Anwalt

Thomas Wettstein
EPA

Recht
Arbeitszeugnis

Recht 
Mahnung und Verwarnung
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Welche Funktion üben Sie bei der ETH Zürich aus?
Als Departementskoordinatorin des Departements Che­
mie und Angewandte Biowissenschaften (D-CHAB) un­
terstütze und entlaste ich den Departementsvorsteher 
in der administrativen und operativen Führung. Ich 
steuere und überwache departementsinterne Abläufe, 
insbesondere bei der Finanz- und Personalplanung, 
Budgetierung, Controlling sowie beim Berichtswesen. 
Auch gehöre ich dem dep.-internen Doktoratsausschuss 
an. Zudem arbeite ich eng mit den Stäben der Schullei­
tung, anderen Departementen sowie mit weiteren, 
hochschulinternen und externen Gremien zusammen.

Was wollten Sie ursprünglich werden?
In der Schulzeit hatte ich keine bestimmte Idee, was ich 
einmal werden möchte. Irgendwann kam der Wunsch, 
die Welt zu entdecken. Somit wusste ich schon früh, 
dass ich als Flight Attendant arbeiten wollte. Diese Tä­

tigkeit übte ich während fünf Jahren bei verschiedenen 
Airlines aus. Mein Traumberuf ging in Erfüllung, ich 
durfte dabei alle Kontinente besuchen. Die unsichere 
Airline-Branche brachte mich jedoch wieder zurück auf 
den Boden und an den Bürotisch.

Ihr erster Lohn?
Mein Vater hatte ein eigenes Gipsergeschäft. In den 
Ferien konnte ich die Gipskessel auswaschen und pro 
geputzten Kessel einen Franken verdienen. 

Was ist Ihre Stärke?
Meine Stärke ist meine kommunikative und offene Art. 
In Gesellschaft fühle ich mich wohl und halte ich mich 
gerne auf. Wenn ich alleine bin, kann ich mich aber 
auch selbst sehr gut beschäftigen, was ab und zu auch 
schön sein kann.

Welches ist Ihr liebstes Laster?
Essen und Trinken. Am liebsten esse ich gerne währ­
schafte Menüs, süss und viel. Für ein gemütliches Feier­
abend-Bier oder ein feines Mehrgang-Menu mit einen 
guten Tropfen Wein bin ich immer und gerne zu haben.

Welche Hobbys haben Sie?
Sport, Wellnessen und Tauchen. Jedoch mein liebstes 
Hobby ist und bleibt nach wie vor das Reisen. Ob in der 
Schweiz, in Europa oder in fernen Ländern, um andere 
Sitten und Bräuche kennenzulernen. Das Schöne daran 
ist, dass es noch so viele Orte gibt, welche ich noch 
entdecken kann.

Wie sind Sie Mitglied des PVB geworden?
Nach meiner Tätigkeit in der Personalkommission 
(PeKo) der ETH Zürich wurde ich durch Marc Hauser 
(Präsident der PVB-Kommission des ETH-Bereichs) auf 
den Arbeitnehmer-Verband aufmerksam. Seit März 
2018 bin ich aktiv in der Funktion als Präsidentin der 
Sektion Zürich und freue mich auf diese interessante 
Herausforderung und den persönlichen Kontakt mit den 
PVB-Mitgliedern.

PVBMagazin-eAPC | Dezember 2018

7 Fragen an Manuela Caprani 

Luc Python Manuela Caprani arbeitet bei der ETH Zürich als Departementskoordinatorin des Departements 
Chemie und Angewandte Biowissenschaften. Sie ist seit 2016 PVB-Mitglied. Seit März 2018 
engagiert Sie sich aktiv für den PVB. Manuela Caprani ist Präsidentin der Sektion Zürich und 
Mitglied der PVB-Kommission des ETH-Bereichs. Ihr liebstes Hobby ist das Reisen.
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#VotreSecrétairegénérale

Politique européenne… 
L’Europe et nos États voisins sont nos principaux partenaires commerciaux, mais ils jouent aussi des rôles clés dans la recherche et le 
développement, tant sur le plan culturel qu’en matière de politique de formation. Les deux exposés présentés lors de l’assemblée des 
délégué-e-s de l’APC l’ont bien montré. La politique européenne occupe également une place de choix dans ce nouveau numéro du Maga-
zin-e. Il est important que la Suisse puisse entretenir une collaboration efficace et faire progresser les différents dossiers en cours. Toute-

fois, la conclusion d’un accord-cadre n’est pas une tâche facile et elle ne doit pas se faire à n’importe quel prix. 
Un tel arrangement ne doit en aucun cas affecter le niveau des salaires ou nos conditions de travail. La mise en place d’une pro-

tection des salaires et de contrôles effectifs est bénéfique aux employé-e-s comme aux entreprises et profite aussi bien à la 
main-d’œuvre indigène qu’aux travailleuses et travailleurs détachés ou frontaliers. Le principe du salaire égal pour un travail 

égal dans un même lieu est essentiel. Cela va bien plus loin que la «règle des huit jours».
Nous devons marquer un tournant vers une Europe plus sociale et faire front à la libéralisation. 

… et pressions sur le personnel 
En dépit des excédents des caisses fédérales, les récentes discussions budgétaires ont été très animées. Au sein de la 
commission des finances, les débats se sont une fois de plus orientés vers des coupes transversales dans le crédit desti-
né au personnel. Une courte majorité est néanmoins parvenue à imposer sa volonté de ne pas resserrer davantage le 
corset déjà étroit présenté par le Conseil fédéral. Après la lutte acharnée pour le maintien des bases légales relatives à 

la compensation du renchérissement, le Conseil fédéral refuse à présent de compenser celui-ci dans sa totalité. Les 
négociations n'ont pas pu aboutir (voir à la page suivante), mais nous continuons d'exiger la pleine compensation du 

renchérissement et une hausse des salaires, car si le moment n’est pas opportun maintenant, alors quand? Les 
moyens financiers sont disponibles. J’ai demandé une augmentation des ressources budgétaires afin de permettre 
une compensation intégrale du renchérissement. Après l’affront fait il y a un an avec la suppression de la contribu-
tion à la caisse de pensions Publica, les choses doivent prendre une meilleure tournure cette année.  

Barbara Gysi, présidente de l’association

À quoi l’APC ressemblera-t-elle en 2030? 

Comment notre quotidien professionnel aura-t-il évolué d’ici 
là? Quels seront les besoins de nos membres? 

Cette question, nous l’avons posée à nos délégué-e-s à l’occasion de l’AD 
du début novembre; nous avons recueilli de manière interactive leurs réponses 
inspirantes, visionnaires et pleines d’humour.

L’APC s’intéresse à ce sujet depuis longtemps. Début 2019, chères lectrices et 
chers lecteurs, nous vous donnerons la parole dans le cadre d’une vaste en-
quête. Plus concrètement, nous interrogerons l’ensemble de nos membres et de 

nos partenaires, mais ciblerons également les personnes ex-
ternes à l’association. À travers ce sondage, nous espérons obte-

nir un feed-back essentiel sur le repositionnement de l’APC ainsi que 
sur la satisfaction générale et les besoins actuels et futurs de nos 

membres. 

Nous vous recontacterons dans cette optique en 2019. J’attends déjà avec im-
patience vos réponses, idées et propositions. 

Janine Wicki, secrétaire générale
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Mesures salariales 2019: désaccord 
et report des négociations

Les discussions salariales menées par 
les associations du personnel de la 
Confédération avec le conseiller fédé-
ral Ueli Maurer n’ont pas pu aboutir. 
Les représentants du personnel, dont 
l’APC, ont refusé l’offre du ministre 
des finances, jugée clairement insuffi-
sante. Les partenaires ont convenu de 
se retrouver en février pour tenter de 
trouver un accord. 
A la table des négociations, le conseil-
ler fédéral Ueli Maurer a promis une 
compensation de 0,8% pour le ren-
chérissement: 0,6% sera financé par 
la hausse de la masse salariale, et le 
0,2% restant par les autres crédits.  
« Dans le budget 2019 ne sont inscrits 
que des moyens supplémentaires de 
l’ordre de 0,6% », a relevé le ministre 
des finances.
Les associations du personnel deman-
daient une hausse salariale de 1,5% 
pour l’ensemble du personnel de la 
Confédération. «L’excellente santé fi-
nancière du ménage fédéral et les 
perspectives économiques positives 
sont favorables à la prise de véritables 
mesures salariales», a argumenté la 

conseillère nationale Barbara Gysi, 
présidente de l’APC. Le Conseil fédéral 
table en effet, pour l’année en cours, 
sur un excédent de 2,5 milliards de 
francs et budgétise un excédent de 1,3 
milliard pour 2019. Les prévisions 
économiques sont également au vert 
et annoncent une croissance robuste 
du PIB de 2%. L’Office fédéral de la 
statistique prévoit quant à lui un ren-
chérissement de 1% cette année. 
Barbara Gysi a rappelé à Ueli Maurer 
que l’engagement et la fiabilité des 
collaboratrices et collaborateurs au 
service de la Confédération, que lui-
même a relevés à plusieurs reprises, 
doivent être récompensés. L’APC at-
tend du ministre des finances qu’il 
fasse profiter aussi le personnel de la 
marge financière existante. Après 
d’intensives discussions, les parte-
naires sociaux ont finalement convenu 
de mener, en février 2019, des négo-
ciations ultérieures au sujet d’une 
compensation complète du renchéris-
sement.

Martine Currat-Joye

Bientôt la fin de l’incertitude chez 
Agroscope 
Une nouvelle rencontre a eu lieu jeudi 
22 novembre dernier entre le conseil-
ler fédéral Johann Schneider-Ammann 
et la délégation de l’APC, composée de 
la présidente, la conseillère nationale 
Barbara Gysi, la secrétaire générale, 
Janine Wicki et le secrétaire d’asso-
ciation, Luc Python. 
La présidente de l’APC , Barbara Gysi, 
a fait part  au conseiller fédéral de 
l’inquiétude encore grandissante du 
personnel quant à l’avenir d’Agros-
cope. Elle lui a demandé de tout 
mettre en œuvre  que des décisions 
concrètes soient prises au plus vite. 
Le ministre de l’économie s’est montré 
compréhensif quant aux préoccupa-
tions des collaboratrices et des colla-
borateurs. Il a ajouté que le Conseil 
fédéral partage l’avis de la Commis-
sion des finances du Conseil national 
pour une structure d’Agroscope qui 
comprendrait un campus de re-
cherche central, un centre de re-
cherche régional en Suisse aléma-
nique, un centre de recherche régional 
en Suisse romande ainsi que des sta-
tions de recherche décentralisées.  Le 
sujet sera traité le mercredi 12 dé-
cembre par le Conseil national, lors de 

sa session d’hiver. Barbara Gysi y dé-
fendra les intérêts du personnel. 
Le conseiller fédéral Schneider-Am-
mann a tenu à souligner que l’avenir 
d’Agroscope lui est très important :  
« le projet est prioritaire, il vise le 
maintien d’une institution de re-
cherche agronomique de très haut ni-
veau et de postes de travail hautement 
qualifiés ; la réorganisation est prévue 
sur 10 ans ».   
Eva Reinhard, Cheffe d’Agroscope a 
quant à elle indiqué que le taux net de 
fluctuation du personnel auprès 
d'Agroscope, même s’il a très légère-
ment augmenté cette année, est en-
core en dessous des fluctuations du 
Département fédéral de l’économie, 
de la formation et de la recherche 
(DEFR). Daniel Markwalder, secré-
taire général adjoint, conserve quant à 
lui la direction du projet Agroscope.
La délégation de l’APC a remercié le 
conseiller fédéral Scheider-Ammann 
pour son esprit de collaboration et de 
respect du partenariat social et lui a 
adressé ses meilleurs vœux pour sa 
retraite. 

Luc Python
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Vers un «accord de 
dérégulation 
institutionnelle»?

Michel Schweri

Si le personnel de l’État n’a (encore) rien à craindre 
des négociations d’un accord-cadre avec l’Europe, 
l’entier du monde du travail risque d’en faire les 
frais à long terme! Attention danger pour tout le 
monde!

PVBMagazin-eAPC | Décembre 2018
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Conditions de logement de saisonniers (1984)
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L’«accord-cadre institutionnel» en 
cours de discussion entre la Suisse 

et l’Union européenne plane comme 
une ombre sur l’actualité du pays, 
sans vraiment focaliser l’attention de 
la population. De temps à autre, 
quelque information apparaît au dé-
tour d’une séance du Conseil fédéral, 
d’une rencontre officielle à Bruxelles 
ou d’une réunion de négociation. Le 
sujet est pourtant d’importance, 
même s’il est souvent présenté sous 
l’aspect «technique» des relations 
entre la Suisse et l’Europe ou sous 
l’angle réducteur de la «règle des huit 
jours» des mesures d’accompagne-
ment à la libre circulation des per-
sonnes.

L’affaire révèle à la fois l’attache-
ment de la Suisse à la voie bilatérale 
de la signature d’accords avec l’Eu-
rope, mais aussi les limites de cette 
politique. En effet, depuis 1972, 
l’Union européenne (UE) et la Suisse 
ont passé une petite trentaine d’ac-
cords bilatéraux sur autant de sujets 
d’ampleur  – dont les sept plus cé-
lèbres de 1999 occultent en réalité la 
totalité de l’édifice – chacun géré par 
un comité mixte, mais aussi une cen-
taine de traités de moindre impor-
tance. Il en résulte une usine à gaz 

dans la gestion des rapports entre les 
deux partenaires.

D’où l’idée et la nécessité d’ouvrir le 
chantier d’un «accord-cadre» sur les 
questions institutionnelles des rela-
tions afin de «chapeauter» une appli-
cation cohérente des 130  protocoles 
partiels et donner une ligne de 
conduite identique à leurs comités 
mixtes respectifs. «Dans le cadre des 
négociations sur les questions institu-
tionnelles, résume un feuillet d’infor-
mation de la Confédération, la Suisse 
et l’UE examinent depuis 2014 des 
mécanismes permettant de garantir 
une application plus homogène et 
plus efficace des accords présents et 
futurs conclus dans le domaine de 
l’accès au marché [souligné par la ré-
daction]. Le Conseil fédéral a adopté 
le mandat de négociation sur un cadre 
institutionnel le 18 décembre 2013 et 
le Conseil de l’UE a fait de même le 
6 mai 2014. Les négociations entre les 
deux parties ont débuté le 22  mai 
2014.»

Alerte aux conditions de travail
Voilà pour le discours de façade. Car 
de lourds désaccords étaient déjà per-
ceptibles dans les lettres échangées 
entre les partenaires en 2012 avant 

même d’entamer ces négociations. 
Alors que la Suisse demandait une 
«reprise dynamique, mais pas auto-
matique» du droit communautaire 
dans les lois helvétiques, l’UE souhai-

tait introduire un «mécanisme juridi-
quement obligatoire». Tandis que la 
Suisse proposait d’instaurer une «au-
torité nationale de surveillance» de la 
bonne application des accords, l’UE 
voulait des «mécanismes de contrôle 
indépendants et extérieurs aux États 

participants». Sur le fond du fond, les 
discussions portent réellement sur 
l’adoption automatique ou non des 
règles européennes en Suisse, leur in-
terprétation univoque, la surveillance 

de leur application homogène et le 
règlement des éventuels différends. Et 
surtout sur l’instance chargée de 
toutes ces tâches.

Les négociations étant en cours, on 
n’en connait évidemment pas l’issue. 
Seules filtrent quelques informations 
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Accueil de saisonniers yougoslaves à Buchs, Mars 1986
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partielles, notamment sur l’équiva-
lence boursière définitive demandée à 
Bruxelles par la place financière 
suisse ou sur le sujet épineux des me-
sures d’accompagnement et de pro-
tection du marché du travail intérieur 
en lien avec la libre circulation des 
personnes.

Sur ce dernier plan, les syndicats 
suisses surveillent l’affaire de près. 
L’Accord bilatéral de libre circulation 
des personnes a ouvert les frontières 
du marché du travail en 2004 et accru 
la concurrence pour l’emploi. Des 
«mesures d’accompagnement» de 
protection des conditions de travail et 
des salaires ont été introduites dans le 
droit national afin de réguler le mar-
ché intérieur. Depuis, chaque élargis-
sement de l’Europe vers l’est s’est 
traduit par un renforcement de ces 
mesures afin d’assurer leur «accepta-
bilité» par la population et tout spé-
cialement par les votant-e-s. En toute 
logique, cette question restera cen-
trale dans le dossier en cours sur l’ac-
cord institutionnel. Dès lors, les auto-
rités suisses doivent négocier ses 

modalités sur le front extérieur avec 
l’Union européenne et sur le front in-
térieur avec les partenaires sociaux.

Vent de libéralisation
Or, ces deux dimensions s’entre-
croisent, puisque la demande de 
l’Union européenne d’unifier les règles 
de fonctionnement du «grand marché» 
incluant la Suisse revient à liquider les 
spécificités nationales de protection, 
dont les mesures d’accompagnement 
helvétiques. Mais ce risque a été défini 
comme une «ligne rouge à ne pas fran-
chir» par les syndicats tandis que le 
patronat est principalement intéressé à 
l’ouverture des marchés à tout prix. 
Cette situation de clivage interne oblige 
le Conseil fédéral à adopter une atti-
tude prudente. A fin septembre 2018, il 
a constaté que «les points de vue 
étaient très divers et qu’un consensus 
intérieur n’existait pas pour modifier 
la position de négociation actuelle». Il 
a donc simplement reconfirmé le man-
dat déjà donné à la délégation suisse 
aux pourparlers, laissant intact l’état 
des divergences.

Décryptage

La face cachée de l’accord institutionnel
Outre les divergences entre la Suisse et l’Union européenne (UE) visibles 
dès l’ouverture des négociations pour un accord-cadre institutionnel, l’en-
jeu central porte sur l’application en Suisse des jurisprudences édictées 
par la Cour de justice de l’Union européenne. Alors que l’UE veut un «auto-
matisme» indiscutable en la matière, la Suisse propose que ses autorités 
compétentes – tout spécialement le Tribunal fédéral – «tiennent compte» 
des décisions de la Cour. Or, cette dernière ne fait rien de moins que 
contrôler la légalité des actes normatifs des institutions et pays de l’UE. 
Elle agit donc comme un «tribunal constitutionnel», une instance inexis-
tante en Suisse.

Dans le domaine du marché du travail, la doctrine de la Cour de justice 
européenne est faite. En 2006–2007, elle a jugé quatre affaires donnant 
lieu aux quatre célèbres arrêts Laval, Viking, Rüffert et Luxembourg. A 
chaque fois, elle a privilégié le droit commercial des entreprises en cause 
contre la protection de leurs salariés en ordonnant l’application du Code 
du travail national du siège de l’employeur et non pas le droit au lieu d’exé-
cution effectif du travail. Ainsi, un travailleur détaché reste soumis aux 
conditions du pays d’origine de l’entreprise et non aux usages locaux de 
l’endroit où il est envoyé.

Ces décisions inféodent donc le droit du travail au droit commercial et à la 
liberté économique, laquelle est ainsi érigée en valeur suprême. Dans cette 
optique, le droit du travail, les droits syndicaux, la protection des salaires 
dans les pays sont vus comme des entraves au commerce dont il faut se 
débarrasser pour garantir une concurrence économique totale. Les me-
sures d’accompagnement helvétiques de protection des conditions de tra-
vail locales devraient donc passer à la trappe, soit immédiatement, soit au 
fil des prochains jugements de la Cour de justice de l’Union européenne.
� MiS

Travailleurs étrangers à la gare frontalière de Freien, 1950
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Formellement, cet accord institutionnel ne traite 
pas des services publics. Même s’il entrouvre la 
porte à l’application en Suisse de toutes les disposi-
tions de la «directive Bolkestein» de l’Union euro-
péenne ou des succédanés de l’«Accord général sur 
le commerce des services» comme l’actuel TISA de 
l’Organisation mondiale du commerce.

Toutefois, une libéralisation générale du marché 
du travail et une sous-enchère salariale dans tous 
les secteurs pourraient exacerber la concurrence 
d’entreprises privées européennes. Elles pourraient 
venir délivrer des services en Suisse à moindre prix 
dans les domaines de l’instruction (écoles privées), 
de la santé (cliniques) ou via la participation d’en-
treprises privées européennes aux appels d’offres 
internationaux pour les marchés publics en Suisse.

Il n’est dès lors pas exclu à long terme de ressen-
tir des effets de ce vent de libéralisation dans cer-
tains services du marché intérieur aujourd’hui pro-
tégés. Donc finalement sur les conditions de travail 
des salarié-e-s de ces secteurs.
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L’accord-cadre institutionnel entre la Suisse et l’Union 
européenne est en cours de négociation. Quel est pour 
vous l’enjeu central de ces discussions?
La Suisse a besoin de rapports avec l’Union européenne 
qui soient à la fois bons et réglementés. C’est pour cette 
raison que les syndicats ont soutenu les accords bilaté-
raux — à la condition que ces derniers servent les tra-
vailleuses et travailleurs de Suisse — et c’est dans ce 
même but que nous avons mis en place les mesures 
d’accompagnement. Toutefois, les défenseurs d’un accès 
au marché aussi libre que possible jouent malheureuse-
ment un rôle central dans les négociations sur l’ac-
cord-cadre au sein de la Commission européenne. Ces 
tenants inconditionnels du libéralisme de marché ont 
toujours critiqué les mesures d’accompagnement dont 
ils exigent une réduction substantielle, bien que le mar-
ché suisse soit très ouvert vis-à-vis des fournisseurs de 
services étrangers. La Suisse compte plus de presta-
taires étrangers par rapport à sa population résidante 
que n’importe quelle autre nation d’Europe. En excluant 
les mesures d’accompagnement du mandat de négocia-
tions (traçant ainsi une «ligne rouge»), le Conseil fédéral 
a agi avec sagesse.

Pensez-vous possible de concilier les demandes d’ou-
verture plus large des marchés avec le maintien des 
protections intérieures du marché de l’emploi par les 
mesures d’accompagnement?
Les négociations sur l’accord-cadre sont aussi indirecte-
ment liées à la question du niveau d’engagement social 
de l’UE. Au cours des dernières semaines, l’USS a reçu 
un grand nombre de lettres de syndicats européens ap-
pelant à ne pas fléchir sur les mesures d’accompagne-
ment; la protection des salaires en Europe doit progres-
ser et non pas se péjorer. Au travers de l’article premier 
de l’accord sur la libre circulation des personnes, la 
Suisse et l’UE ont d’ailleurs convenu que les travail-
leuses et travailleurs venus de l’étranger devaient être 
rémunérés conformément aux conditions salariales 
suisses. De nos jours, les ouvriers allemands engagés 
sur nos chantiers s’adressent d’eux-mêmes aux contrô-

leurs afin de faire vérifier leurs salaires. Ils souhaitent 
eux aussi être rémunérés au niveau suisse lorsqu’ils 
travaillent en terre helvétique.

Cet accord remettrait-il en cause les services publics 
en Suisse? et comment?
Jusqu’à présent, les éventuelles conséquences pour ces 
services n’ont pas vraiment été abordées dans les 
cercles publics. La question des «aides d’État» revêt une 
importance particulière dans ce contexte. Les représen-
tant-e-s de la Commission européenne ne critiquent pas 
uniquement l’appartenance des banques cantonales à 
une autorité publique et la garantie d’État dont ces der-
nières bénéficient, mais aussi la gestion publique des 
assurances immobilières ou des usines hydro-élec-
triques.

Le cas échéant, quelles seraient les conséquences 
d’un échec des négociations?
C’est difficile à dire. La Commission européenne et le 
Parlement européen feront l’objet de nouvelles élections 
l’année prochaine. En fonction des résultats de ces der-
nières, le contexte pourrait changer. Nous devons toute-
fois nous attendre à des tentatives de pression ou à des 
piques en provenance de la Commission.

Interview avec Daniel Lampart,
économiste en chef et premier secrétaire de l’USS
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«Que puis-je faire si je ne suis pas 
d’accord avec le certificat de travail?»

«Quelle est la différence entre un aver-
tissement dans son acception courante 
et un avertissement dans le sens d’une 
sanction disciplinaire et quelles en sont 
les conséquences?»

Un certificat de travail doit en principe être complet, vé-
ridique et bienveillant. Or ces principes sont souvent 

contradictoires. Il existe par conséquent une jurisprudence 
extrêmement riche. Dans un premier temps, il est donc 
utile de faire examiner le certificat de travail par un-e spé-
cialiste. Celui-ci ou celle-ci déterminera pour vous si le 
certificat de travail contient toutes les explications requises 
et s’il est conforme à la pratique développée par les tribu-
naux. Sur la base de cette évaluation, vous pouvez apprécier 
vos chances de succès pour obtenir la modification du cer-
tificat de travail. 

L’APC soutient ses membres lors de l’examen des certifi-
cats de travail et établit pour commencer le contact avec 
l’employeur afin d’obtenir une modification du certificat de 
travail à l'amiable. L’expérience montre que les chances 
d’une adaptation du certificat de travail par ce biais sont 
meilleures que par la voie judiciaire, car l’employeur est 
souvent disposé au compromis. 

Pour obtenir une adaptation judiciaire du certificat de tra-
vail, une décision susceptible de recours doit être exigée de 
l’employeur dans le cas d’une relation de travail de droit 
public avec la Confédération. Celle-ci peut ensuite faire 
l’objet d’un recours devant le Tribunal administratif fédéral 
dans un délai de 30 jours. La voie judiciaire ne devrait ce-
pendant être choisie que si la négociation a échoué et que 
les chances de l’emporter dans une procédure ont été soi-
gneusement étudiées.

Dans le droit du personnel de la Confédération, l’«aver-
tissement» constitue une mesure disciplinaire. Une telle 

mesure est prise lorsque la personne employée manque à 
ses obligations professionnelles et qu’une enquête discipli-
naire doit être engagée de ce fait. Sinon, le terme d’«aver-
tissement» est utilisé dans son acception courante. Un aver-
tissement est notamment prononcé lorsque la personne 
employée viole des obligations légales ou contractuelles ou 
suite à des manquements dans les prestations ou dans le 
comportement. Un avertissement est prononcé dans un tel 
cas et l’employé-e est informé des conséquences juridiques, 
au cas où il ou elle manquerait de nouveau à ses obligations 
ou que les manquements dans les prestations ou dans le 
comportement perdureraient. L’avertissement doit décrire 
précisément les mesures, les prestations ou le comporte-
ment attendus ainsi que les conséquences. Si ces conditions 
formelles de l’avertissement ne sont pas remplies, le Tribu-
nal administratif fédéral pourrait approuver un recours. 
Une résiliation éventuelle ou une autre mesure (p.  ex. la 
réduction ou la suspension du salaire si des mesures de 
réadaptation en cas d’absence pour cause de maladie ne 
sont pas respectées) serait alors déclarée invalide, faute 
d’avertissement conforme aux exigences légales. Il arrive 
que le terme avertissement soit utilisé au sens de sanction 
disciplinaire et non au sens habituel. Les conséquences ju-
ridiques sont les mêmes que celles qui ont été décrites.

Dino Cerutti
Avocat

Thomas Wettstein
OFPER

Droit
Certificat de travail

Droit
Avertissement et sanction disciplinaire
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Politicaeuropea… 
L’Europa ed i paesi confinanti sono i nostri partner commerciali più importanti. Ma per noi sono importanti anche nel campo della ricerca 
e sviluppo, della cultura e dell’istruzione. Lo hanno dimostrato le due presentazioni all’Assemblea dei delegati dell’APC. E questo numero 
di Magazin-e si concentra anche sulla politica europea. Una cooperazione ben funzionante e l’ulteriore sviluppo dei dossier sono di gran-
de importanza per il nostro Paese. Ma concludere un accordo quadro non è un compito facile e non può essere fatto ad ogni costo.

I nostri livelli salariali e le condizioni di lavoro non devono essere influenzati in nessuna circostanza. La protezione dei salari e i 
buoni controlli vanno a beneficio sia dei lavoratori dipendenti che delle aziende, dei lavoratori domestici, degli espatriati o dei 

frontalieri. Il principio della parità di retribuzione per lo stesso lavoro nello stesso luogo è fondamentale. Si tratta di più della 
«regola degli 8 giorni».

Dobbiamo porre l’accento su un’Europa sociale e opporci alla liberalizzazione.

…e pressione sul personale 
Nonostante l’eccedenze delle casse federali, si è assistito ad un caldo autunno nelle discussioni sul budget. La commis-
sione delle finanze ha nuovamente negoziato tagli trasversali sul personale. Dopo tutto, una ristretta maggioranza ha 
prevalso e non vuole sottostare alle disposizioni restrittive del Consiglio federale. Dopo la grande lotta per il manteni-

mento della base giuridica per la compensazione dell’inflazione, il Consiglio federale non vuole nemmeno compensa-
re il pieno rincaro. I negoziati sono ancora in corso, ma certamente chiediamo questa compensazione (veda pagina 
15), perché quando altrimenti, se non ora? I mezzi finanziari sono disponibili. Ho presentato una mozione per au-

mentare il bilancio per compensare completamente il rincaro. Dopo l’affronto di un anno fa con la cancellazione 
del contributo a Publica, quest’anno deve andare meglio.

Barbara Gysi, presidente dell’associazione

| Editoriale |  21

#Lasuasegretariagenerale

Come si presenterà l’APC nel 2030?  

Come sarà cambiata la nostra vita lavorativa quotidiana? Quali 
saranno i bisogni dei nostri membri? 

Abbiamo fatto questa domanda ai nostri delegati in occasione della no-
stra AD all’inizio di novembre e abbiamo registrato interattivamente le loro ri-
sposte ispiratrici, visionarie e umoristiche. 

Ma queste domande ci preoccupano da tempo. All’inizio del 2019 l’APC condur-
rà pertanto un’indagine ad ampio raggio che si rivolgerà a tutti i cari lettori. In 

particolare, faremo un sondaggio presso tutti i nostri membri 
e partner, ma ci concentreremo anche sui non membri. L’obiet-

tivo dell’indagine è quello di ottenere un importante feedback 
sul riposizionamento dell’APC, sulle esigenze attuali e future del 

personale federale e sulla soddisfazione generale dei membri.

Per questo motivo, ci sentirete ancora una volta nel gennaio 2019 e sono già in 
attesa delle vostre risposte, idee e suggerimenti...

Janine Wicki, segretaria generale
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Dimostrazione per labolizione dello stato di lavoratore stagionale (1972)
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A féminiser?

Verso un «accordo di deregolamentazione 
istituzionale»?

Michel Schweri Se i dipendenti statali non hanno (ancora) nulla da temere dai negoziati per un accordo quadro 
con l’Europa, l’intero mondo del lavoro potrebbe invece di risentirne a lungo termine! Attenzio-
ne, è un pericolo per tutti!

PVBMagazin-eAPC | Dicembre 2018
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L’«accordo quadro istituzionale» attualmente in 
discussione tra la Svizzera e l’Unione europea si 

libra come un’ombra sull’agenda del Paese, senza 
per questo attirare troppo l’attenzione della popola-
zione. Di tanto in tanto, alcune informazioni emer-
gono durante una riunione del Consiglio federale, 
una riunione ufficiale a Bruxelles o una riunione di 
negoziazione. Tuttavia, l’argomento è importante, 
anche se è spesso presentato come un aspetto «tec-
nico» delle relazioni tra la Svizzera e l’Europa o 

nell’ottica riduttiva della «regola degli otto giorni» 
delle misure di accompagnamento per la libera cir-
colazione delle persone.

Il caso evidenzia l’impegno della Svizzera nel per-
corso bilaterale per la firma di accordi con l’Euro-
pa, ma anche i limiti insiti in questa politica. Dal 
1972, infatti, l’Unione Europea (UE) e la Svizzera 
hanno concluso una trentina di accordi bilaterali su 
altrettante grandi questioni – tra cui i sette più fa-
mosi del 1999, che in realtà nascondono l’intero 

costrutto – ciascuno gestito da un comitato misto, 
ma anche un centinaio di trattati minori. Il risultato 
è un sistema altamente complesso per la gestione 
del rapporto tra i due partner.

Da qui l’idea e la necessità di aprire i lavori su un 
«accordo quadro» sulle questioni istituzionali delle 
relazioni al fine di «sovrintendere» ad una coerente 
applicazione dei 130  protocolli parziali e dare la 
stessa linea d’azione alle rispettive commissioni mi-
ste. «Nell’ambito dei negoziati sulle questioni istitu-
zionali, riassunti in una scheda informativa federale, 
la Svizzera e l’UE discutono dal 2014 i meccanismi 
per garantire un’applicazione più coerente ed effi-
cace degli accordi attuali e futuri nel campo dell’ac-
cesso ai mercati [sottolineata dalla redazione]. Il 
18 dicembre 2013 il Consiglio federale ha adottato 
il mandato di negoziazione su un quadro istituziona-
le e il 6 maggio 2014 lo stesso ha fatto il Consiglio 
dell’UE. I negoziati tra le due parti sono iniziati il 
22 maggio 2014».

Allarme per le condizioni di lavoro
Questo per il discorso da prima pagina. Perché nel-
le lettere scambiate tra i partner nel 2012 già prima 
dell’inizio di questi negoziati erano percepibili gravi 
disaccordi. Mentre la Svizzera ha chiesto un «recu-
pero dinamico ma non automatico» del diritto co-
munitario nel diritto svizzero, l’UE ha voluto intro-
durre un «meccanismo giuridicamente vincolante». 
Mentre la Svizzera ha proposto l’istituzione di 
un’«autorità nazionale di vigilanza» per controllare 

3 Lavoratori in una pasticceria che decorano torte, prese nel periodo 1950-1980

Condizioni di vita delle caldaie Saissoniers (1985)
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la corretta applicazione degli accordi, l’UE voleva 
«meccanismi di controllo indipendenti al di fuori 
degli Stati partecipanti». Nel merito, le discussioni 
riguardano realmente l’adozione automatica o 
meno delle norme europee in Svizzera, la loro inter-
pretazione univoca, il controllo della loro applica-
zione omogenea e la risoluzione di eventuali contro-
versie. E soprattutto sull’organismo incaricato di 
tutti questi compiti.

Dal momento che i negoziati sono in corso, l’esito 
è ovviamente sconosciuto. Vengono filtrate solo in-
formazioni parziali, in particolare sull’equivalenza 
borsistica definitiva richiesta a Bruxelles dalla piaz-
za finanziaria svizzera o sulla spinosa questione del-
le misure di sostegno e protezione del mercato in-
terno del lavoro in relazione alla libera circolazione 
delle persone.

Per quanto riguarda quest’ultimo aspetto, i sinda-
cati svizzeri seguono da vicino il caso. L’accordo 
bilaterale sulla libera circolazione delle persone ha 
aperto le frontiere del mercato del lavoro nel 2004 
e ha aumentato la concorrenza per l’occupazione. 
Le «misure di accompagnamento» per proteggere le 
condizioni di lavoro e i salari sono state introdotte 
nella legislazione nazionale per regolamentare il 
mercato interno. Da allora, ogni volta che l’Europa 
si è allargata verso est, queste misure sono state raf-
forzate per garantire la loro «accettabilità» per la 
popolazione e soprattutto per gli elettori. Logica-
mente, questo tema rimarrà centrale per la questio-
ne in corso dell’accordo istituzionale. Pertanto, le 
autorità svizzere devono negoziare le sue modalità 
sul fronte esterno con l’Unione europea e sul fronte 
interno con le parti sociali.

Vento di liberalizzazione
Tuttavia, queste due dimensioni si sovrappongono, 
poiché la richiesta dell’Unione europea di unificare 
le regole di funzionamento del «grande mercato», 
compresa la Svizzera, equivale a liquidare le misure 

nazionali specifiche di protezione, comprese le mi-
sure di accompagnamento svizzere. Ma questo ri-
schio è stato definito come una «linea rossa che i 
sindacati non devono attraversare», mentre i datori 
di lavoro sono principalmente interessati ad aprire i 
mercati a tutti i costi. Questa situazione di divisione 
interna costringe il Consiglio federale ad adottare 
un atteggiamento prudente. Alla fine di settembre 
2018, ha osservato che «i punti di vista sono molto 
diversi e che non esiste un consenso interno per 
modificare l’attuale posizione negoziale». Si è quin-
di limitato a riconfermare il mandato già conferito 
alla delegazione svizzera ai parlamentari, lasciando 
intatta la situazione sulle divergenze.

Formalmente, questo accordo istituzionale non 
riguarda i servizi pubblici. Anche se apre la porta 
all’applicazione in Svizzera di tutte le disposizioni 
della «direttiva Bolkestein» dell’Unione Europea o 
sostituisce l’«Accordo plurilaterale sul commercio 

dei servizi» come l’attuale TISA dell’Organizzazione 
Mondiale del Commercio.

Tuttavia, una liberalizzazione generale del mercato 
del lavoro e una riduzione delle offerte salariali in 
tutti i settori potrebbe esacerbare la concorrenza 
delle imprese private europee. Potrebbero fornire 
servizi in Svizzera a costi inferiori nei settori dell’i-
struzione (scuole private), della sanità (cliniche) o 
attraverso la partecipazione di imprese private euro-
pee a gare d’appalto internazionali per appalti pub-
blici in Svizzera.

Non è quindi impossibile prevedere che a lungo 
termine si sentiranno gli effetti di questo vento di 
liberalizzazione in alcuni dei servizi del mercato in-
terno che sono ora protetti. In definitiva, quindi, 
sulle condizioni di lavoro dei lavoratori di questi 
settori.

La decodifica

Il lato nascosto dell’accordo istituzionale
Oltre alle differenze tra la Svizzera e l’Unione eu-
ropea (UE) visibili dall’inizio dei negoziati per un 
accordo quadro istituzionale (cfr. sopra o a fianco), 
la questione principale è l’applicazione in Svizze-
ra della giurisprudenza della Corte di giustizia 
dell’Unione europea. Mentre l’UE vuole un indi-
scutibile «automatismo» in questa materia, la 
Svizzera propone che le sue autorità competenti – 
in particolare la Corte federale – «prendano in 
considerazione» le decisioni della Corte. Tuttavia, 
quest’ultima non fa altro che controllare la legalità 
degli atti normativi delle istituzioni e dei paesi 
dell’UE. Essa agisce quindi come una «corte costi-
tuzionale», un organo che non esiste in Svizzera.

Nel campo del mercato del lavoro, viene stabilita 
la dottrina della Corte di giustizia europea. Nel 
2006–2007, ha deciso quattro cause che hanno 
dato luogo alle quattro famose sentenze Laval, 
Viking, Rüffert e Lussemburgo. In ogni caso, ha 
dato la priorità al diritto commerciale delle so-
cietà in questione contro la protezione dei loro 
dipendenti ordinando l’applicazione del codice 
nazionale del lavoro della sede del datore di lavo-
ro e non il diritto al luogo di effettiva esecuzione 
del lavoro. Pertanto, il lavoratore distaccato rima-
ne soggetto alle condizioni del paese di origine 
dell’impresa e non alle pratiche locali del luogo in 
cui è inviato.

Queste decisioni subordinano quindi il diritto del 
lavoro al diritto commerciale e alla libertà econo-
mica, che viene così eretto come valore supremo. 
Da questo punto di vista, il diritto del lavoro, i 
diritti sindacali e la tutela dei salari nei paesi 
sono visti come barriere commerciali che devono 
essere rimosse per garantire la piena concorrenza 
economica. Le misure di accompagnamento sviz-
zere volte a proteggere le condizioni di lavoro 
locali dovrebbero pertanto essere soppresse, o 
immediatamente o alla luce delle prossime sen-
tenze della Corte di giustizia europea.
� MiS

Einreise von Saisonniers in die Schweiz, März 1990 Arbeiter mit Gepäckstücken am 
Bahnhof von Buchs
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Intervista: Michel Schweri L’accordo quadro istituzionale tra la Svizzera e l’Unio-
ne europea è attualmente in fase di negoziazione. Per 
voi quali sono i temi centrali in queste discussioni?
La Svizzera ha bisogno di buone e regolamentate relazio-
ni con l’Unione europea. Per questo motivo, i sindacati 
hanno sostenuto gli Accordi bilaterali, a condizione che 
siano di beneficio per i lavoratori in Svizzera. Per questo 
motivo abbiamo attuato anche le misure di accompagna-
mento. Nei negoziati sull’accordo quadro, tuttavia, i so-
stenitori di un accesso al mercato il più libero possibile, 
purtroppo, svolgono un ruolo guida in seno alla Commis-
sione europea. Questi integralisti liberali del mercato 
hanno sempre criticato le misure di accompagnamento. 
Essi ne chiedono una riduzione sostanziale. Anche se il 
mercato svizzero è molto aperto per i fornitori di servizi 
stranieri. Misurato in base alla popolazione residente, 
nessun altro paese in Europa ha così tanti fornitori di 
servizi stranieri come la Svizzera. Il Consiglio federale ha 
agito con saggezza esonerando i paesi limitrofi dal man-
dato negoziale con l’UE («linee rosse»).

Ritiene possibile conciliare le richieste di una più am-
pia apertura dei mercati con il mantenimento delle 
protezioni del mercato del lavoro interno attraverso 
misure di accompagnamento?
I negoziati sull’accordo quadro riguardano indirettamen-
te anche la questione di quanto sia sociale l’Unione euro-
pea. Nelle ultime settimane presso l’USS abbiamo rice-
vuto molte lettere dai sindacati europei che ci chiedono 
di non arrenderci sulle misure di accompagnamento. 
Perché la protezione dei salari in Europa deve essere 
migliorata e non peggiorata. Nell’articolo 1 dell’accordo 
sulla libera circolazione delle persone, la Svizzera e l’UE 
hanno inoltre convenuto che anche i lavoratori stranieri 
devono percepire un salario svizzero. Nei cantieri svizze-
ri, i lavoratori edili tedeschi si rivolgono attivamente agli 
ispettori per far controllare il loro salario. Pretendonodi 
avere anche un salario svizzero quando lavorano in Sviz-
zera.

Questo accordo metterebbe in discussione i servizi 
pubblici in Svizzera? E come?
Gli effetti sul servizio pubblico finora non sono stati qua-
si mai discussi in pubblico. La questione dei cosiddetti 
«aiuti di Stato» è molto importante. I rappresentanti 
della Commissione europea non solo criticano la pro-
prietà pubblica e le garanzie statali delle banche canto-
nali. Ma anche le assicurazioni edilizie pubbliche o le 
aziende elettriche e idriche.

Nell’eventualità, quali sarebbero le conseguenze di un 
fallimento dei negoziati?
È difficile da dire. La Commissione europea e il Parla-
mento europeo saranno rieletti l’anno prossimo. A secon-
da di ciò, la posizione di partenza cambierà. Tuttavia, 
dobbiamo aspettarci tentativi di pressione o punzecchia-
menti da parte della Commissione europea.

Intervista con Daniel Lampart, 

economista capo e primo segretario dell’USS
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Delegiertenversammlung 2018 des PVB

Der PVB heute und im Jahr 2030 –  
zwischen aktuellen Herausforderungen und Plänen für die Zukunft
Die Delegiertenversammlung des PVB hat am 6. November in Ittigen in Anwesenheit von rund 
hundert TeilnehmerInnen stattgefunden. Die Schwerpunkte waren die Europapolitik und die flankie-
renden Massnahmen, aber auch Wahlen, Finanzen und Pläne für die Zukunft.

Barbara Gysi, Präsidentin des PVB 
und Nationalrätin, hat die Teilneh-
menden der Delegiertenversammlung 
willkommen geheissen und sie an eine 
nicht allzu weit zurückliegende Zeit 
erinnert, den Schweizer Generalstreik 
von hundert Jahren. «Ich rufe nicht 
zum Streik auf, aber die Bundesange-
stellten müssen für gute Arbeitsbedin-
gungen kämpfen». Die Debatten in 
den eidgenössischen Räten zum Bud-
get 2019 versprechen trotz des vom 
Finanzminister angekündigten Über-
schusses von 1,3  Milliarden Franken 
schwierig für das Bundespersonal zu 
werden. «Sparen auf dem Rücken des 
Bundespersonals scheint für gewisse 
ParlamentarierInnen zum Programm 
zu gehören, ganz unabhängig vom fi-
nanziellen Kontext», bedauert Barba-
ra Gysi.

Projekte für die Zukunft
«Wo werden wir 2030 stehen?» 
Diese Frage stellte Janine Wicki, Ge-
neralsekretärin des PVB, den Dele-
gierten und stiess damit auf ein leb-
haftes Echo. «Unser Verband will sich 

neu positionieren, um noch besser auf 
die aktuellen und künftigen Bedürf-
nisse des Bundespersonals eingehen 
zu können. Dieses wichtige Vorhaben 
wollen wir in den nächsten beiden 
Jahren umsetzen», kündigte die Gene-
ralsekretärin an. Anfang 2019 wird 
der PVB eine grosse Umfrage bei sei-
nen Mitgliedern, seinen Partnern und 
bei den Nichtmitgliedern durchfüh-
ren. Begleitet wurden diese strategi-
schen Überlegungen von einem Prä-
sentationsfilm von Natascha Krebs, 
Mediamatikerin und neue Mitarbeite-
rin im Sekretariat des PVB. 

Für die nahe Zukunft haben die Dele-
gierten der Schaffung einer neuen, auf 
zwei Jahre begrenzten Juristenstelle im 
Sekretariat zugestimmt, um die Unterstüt-
zung der immer zahlreicheren Mitglieder 
mit Schwierigkeiten an ihrem Arbeits-
platz weiter zu verbessern. René-Simon 
Meyer, Vizepräsident des PVB, betonte, 
dass es beim Bund immer häufiger zu 
Mobbing-Fällen kommt: «Wir müssen 
Druck auf den Arbeitgeber ausüben, um 
diesen Trend zu stoppen. Dazu sind zu-
sätzliche Ressourcen nötig».

Flankierende Massnahmen und 
Europapolitik 
Wie werden sich die bilateralen Bezie-
hungen entwickeln? Wie könnte ein 
Rahmenabkommen aussehen? Und 
wie steht es um die «roten Linien» der 
flankierenden Massnahmen? Die Teil-
nehmenden der DV konnten zwei 
hochkarätige Gäste begrüssen: Staats-
sekretär Roberto Balzaretti, Di-
rektor der Direktion für europäische 
Angelegenheiten, und Daniel Lam-
part, Chefökonom und Sekretariats-
leiter des SGB. 

Der der öffentlichen Sache und den 
sozialen Aspekten des Rechts sehr ver-
bundene Roberto Balzaretti war Präsi-
dent der Sektion EDA des PVB. Fast 
schon ein wenig philosophisch erin-
nerte er daran, dass die Politik die 
Summe sämtlicher Werte eines Landes 
ausmache. In Brüssel vertritt er diese 
Politik im Interesse der Schweiz. «In 
der Aussenpolitik existiert jedoch im-
mer ein ‹Anderer› und wir müssen 
gemeinsam einen Kompromiss finden. 
Wir müssen die Errungenschaften in 
der Schweiz bewahren und die Positi-

on der Arbeitnehmenden sogar noch 
stärken». Laut Roberto Balzaretti soll-
te schon bald eine Einigung erzielt 
werden, welcher der Bundesrat an-
schliessend jedoch noch zustimmen 
muss. 

Daniel Lampart legte anschliessend 
den Standpunkt der Gewerkschaften 
dar. «Wir wollen ein Teil der Europäi-
schen Union sein, jedoch jenen des 
SOZIALEN Teils der EU.» Daniel Lam-
part zufolge haben sich die Rahmen-
bedingungen in der EU in den vergan-
genen 20  Jahren hin zu mehr 
Liberalisierung und zu einer Markt-
wirtschaft und nicht in Richtung eines 
sozialen Schutzes verändert. In der 
Schweiz ist das Arbeitsrecht schwach, 
die Gesamtarbeitsverträge sorgen je-
doch für gute Arbeitsbedingungen. 
Die EU setzt diese jedoch mit Protekti-
onismus gleich: Laut den Gewerk-
schaften ist dies ein Angriff auf die 
Arbeitnehmenden. «Wir werden nöti-
genfalls per Referendum dagegen an-
gehen. Wir müssen alle gemeinsam 
für unsere Löhne kämpfen». 

Barbara Gysi und Anne Satir (Zürich), abtretendes Mitglied der Geschäftsleitung Charly Coutaz, Präsident der Sektion Rhône 
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Statutarischer Teil
Nicolas Schmidt, Kassier des PVB, 
präsentierte die Rechnung 2017: «Wir 
haben vergangenes Jahr viele Projekte 
durchgeführt, dabei wurde das Budget 
weitgehend eingehalten und das Rech-
nungsergebnis entspricht durchaus 
der Finanzperspektive». Sowohl der 
Jahresabschluss als auch das Budget 
wurden von den Delegierten geneh-
migt. 

Am Nachmittag wurden sämtliche 
Gremien des PVB von den Delegierten 
(wieder)gewählt (siehe Kasten). Es 
ging dabei insbesondere darum, die 
abtretenden Mitglieder der Geschäfts-
leitung Anne Satir (Zürich) und 
Walter Suter (EDA) zu ersetzen. 

Barbara Gysi und sämtliche Delegierte 
sprachen den beiden ihren herzlichen 
Dank für ihr Engagement beim PVB 
aus. Ruedi Lüthi (Finanzdeparte-
ment) und Markus Meli (EDA) wur-
den einstimmig gewählt. 

� Martine Currat-Joye

➜ www.pvb.ch
Bildergalerie Jahresbericht 2017 sind 
unter «News/Delegiertenversammlung» 

Fotos: Monika Metzger

Wahlen
Wurden einstimmig gewählt:  

Verbandspräsidentin 

Gysi Barbara, bisher,  

Sektion St. Gallen

Verbandsvizepräsident

Meyer René-Simon, bisher,  

Sektion Genf

Verbandskassier

Schmidt Nicolas, bisher,  

Sektion AVANTI

Vier Geschäftsleitungs­

mitgliedern

Walser René, bisher,  

Sektion Süd-Ost

Woodtli Indriaty, bisher,  

Sektion AVANTI

Meli Markus, neu, Sektion EDA

Lüthi Ruedi, neu,  

Sektion Finanzdep.

Generalsekretärin

Wicki Janine, neu

Ein Mitglied in die Geschäfts­

prüfungskommission

Fries Kay, neu, Sektion Zürich

Mitglieder der VBS/RUAG-

Kommission

Brunner Mario, neu, Sektion VBS

Cazzaniga Hans, bisher,  

Sektion Luzern

Elmiger Pius, bisher,  

Sektion Luzern

 Ettlin Hugo, bisher,  

Sektion Unterwalden

 Koskelainen Andrea, bisher,  

Sektion VBS

 Manetsch Albert, bisher,  

Sektion Interlaken

 Walser René, bisher,  

Sektion Süd-Ost

 Werro Andrea, bisher,  

Sektion Dübendorf

Mitglieder der PVB-Kommission 

des ETH-Bereichs

Caprani Manuela, neu,  

Sektion Zürich, ETHZ

Fries Kay, bisher,  

Sektion Zürich, EAWAG

Höwecke Bert, bisher,  

Sektion Zürich, WSL

Morard Jacqueline, bisher,  

Sektion APC-EPFL

Senn Marianne, bisher,  

Sektion Zürich, EMPA

Urech Andreas, bisher,  

Sektion Zürich, Ortsgruppe PSI

Mitglieder der Gleichstellungs­

kommission

Wicki Janine, neu

Imobersteg Rahel, neu

Hauser Marc, neu, Sektion Zürich

Daniel Lampart, Chefökonom und Sekretariatsleiter des SGB

Daniel Nyffenegger (VBS), Präsident der GPK

Staatssekretär Roberto Balzaretti
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Assemblée des délégué-e-s 2018 de l’APC

L’APC aujourd’hui et en 2030, entre défis actuels et projets d’avenir
L’assemblée des délégué-e-s de l’APC s’est déroulée le 6 novembre dernier à Ittigen, en présence 
d’une centaine de participant-e-s. Politique européenne et mesures d’accompagnement, mais aussi 
élections, finances et projets futurs ont été au cœur des débats. 

Barbara Gysi, présidente de l’APC et 
conseillère nationale, a accueilli les 
participant-e-s à l’assemblée des délé-
gué-e-s en leur rappelant un passé pas 
si lointain, il y a 100 ans, où les Suis-
sesses et les Suisses avaient fait la 
grève. «Je ne veux pas organiser une 
grève ici, mais les employé-e-s de la 
Confédération doivent lutter pour de 
bonnes conditions de travail». Les dé-
bats aux Chambres sur le budget 2019 
promettent d’ores et déjà d’être diffi-
ciles pour le personnel fédéral, malgré 
l’excédent de 1,3  milliard de francs 
annoncés par le ministre des finances. 
«Economiser sur le dos du personnel 
de la Confédération semble faire partie 
d’un programme pour certains parle-
mentaires, peu importe le contexte fi-
nancier», déplore Barbara Gysi.

Projets d’avenir 
«En 2030, que serons-nous?» 
Cette question, Janine Wicki, secré-
taire générale de l’APC, l’a adressée 
aux délégué-e-s, via un microtrottoir 
qui a suscité beaucoup d’enthou-
siasme. «Notre association veut se re-
positionner pour encore mieux ré-
pondre aux besoins actuels et futurs 
du personnel de la Confédération. 

C’est un chantier important que nous 
allons engager ces deux prochaines 
années», selon la secrétaire générale. 
Début 2019, l’APC démarrera une 
vaste enquête auprès de ses membres, 
de ses partenaires et des non 
membres. Ces réflexions stratégiques 
ont été accompagnées d’un film de 
présentation réalisé par Natascha 
Krebs, médiamaticienne, nouvelle 
collaboratrice au secrétariat de l’APC. 

Pour l’avenir proche, les délé-
gué-e-s ont accepté la création d’un 
nouveau poste de juriste au secréta-
riat, limité à deux ans, afin d’amélio-
rer encore le soutien aux membres de 
plus en plus nombreux à rencontrer 
des difficultés à leur travail. René-Si-
mon Meyer, vice-président de l’APC, 
a tenu à souligner que les cas de mob-
bing sont de plus en plus fréquents à 
la Confédération: «nous devons 
mettre la pression sur l’employeur 
pour faire cesser cette vague, ce qui 
demande des ressources supplémen-
taires».

Mesures d’accompagnement et 
politique européenne
Comment les relations bilatérales 
vont-elles évoluer? À quoi un ac-

cord-cadre pourrait-il ressembler? Et 
qu’en est-il des «lignes rouges» for-
mées par les mesures d’accompagne-
ment? Les participant-e-s à l’AD ont 
accueilli deux invités de marque: le 
Secrétaire d’Etat Roberto Balzaret-
ti, chef de la Direction des affaires 
européennes, ainsi que Daniel 
Lampart, économiste en chef et pre-
mier secrétaire de l’USS. 

Très attaché à la chose publique et 
aux aspects sociaux du droit, Roberto 
Balzaretti a été président de la section 
DFAE de l’APC. Un brin philosophe, il 
a rappelé que la politique est la 
somme de toutes les valeurs réunies 
dans un pays. A Bruxelles, il repré-
sente cette politique, dans l’intérêt de 
la Suisse. «Mais en politique exté-
rieure, il y a toujours un ‹autre› et 
nous devons trouver ensemble un 
compromis. Il faut sauvegarder les ac-
quis en Suisse, voire renforcer la po-
sition des travailleurs et travailleuses 
». Selon Roberto Balzaretti, un accord 
devrait être trouvé prochainement, 
encore faut-il qu’il soit accepté en-
suite par le Conseil fédéral. 

Daniel Lampart a quant à lui présen-
té le point de vue des syndicats. «Nous 
voulons être une partie de l’Union eu-

ropéenne, mais de la partie SOCIALE 
de l’UE.» Selon Daniel Lampart, le 
contexte a commencé à changer il y a 
20 ans au sein de l’UE, vers davantage 
de libéralisation, vers l’économie de 
marché et non plus vers la protection 
sociale. En Suisse, le droit du travail 
est faible, mais les conventions de tra-
vail assurent de bonnes conditions 
d’emploi. L’UE les assimile à du pro-
tectionnisme: une attaque contre les 
salarié-e-s, selon les syndicats. «Nous 
combattrons par voie de référendum 
si c’est nécessaire. Nous devons toutes 
et tous ensemble lutter pour nos sa-
laires». 

Partie statutaire 
Nicolas Schmidt, caissier de l’APC 
a présenté les comptes 2017: «nous 
avons réalisé de nombreux projets 
l’an passé, avec un budget en grande 
partie respecté et un résultat parfaite-
ment conforme aux perspectives fi-
nancières». Comptes et budget ont 
tous deux été approuvés par les délé-
gué-e-s. 

Durant l’après-midi, l’ensemble des 
organes de l’APC ont été (ré)élus par 
les délégué-e-s (voir encadré). Il 
s’agissait notamment de remplacer les 

Jacqueline Morard (APC EPFL), membre de la commis­
sion de gestion

Natascha Krebs, médiamaticienne, nouvelle collabora­
trice de l›APC

Markus Meli (DFAE), nouveau membre du comité direc­
teur 
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membres du comité directeur démis-
sionnaires Anne Satir (Zurich) et 
Walter Suter (DFAE), tous deux vi-
vement remerciés par Barbara Gysi et 
tous les délégué-e-s pour leur engage-
ment au sein de l’APC. Ruedi Lüthi 
(Département des finances) et 
Markus Meli (DFAE) ont été élus à 
l’unanimité. 

� Martine Currat-Joye

➜ www.pvb.ch 
Les photos et le rapport d’activité 
2017 de l’APC peuvent être consultés 
sur le site de l’APC, sous «News». 

Photos: Moika Metzger

Elections
Ont été élus à l’unanimité: 

présidente d’association 

Gysi Barbara, sortante,  

section St-Gall

vice-président d’association

Meyer René-Simon, sortant,  

section Genève

caissier d’association 

Schmidt Nicolas, sortant,  

section AVANTI

quatre membres du comité  

directeur

Walser René, sortant,  

section Süd-Ost

Woodtli Indriaty, sortante,  

section AVANTI

Meli Markus, nouveau,  

section DFAE

Lüthi Ruedi, nouveau,  

Section Dép. des finances

un membre de la commission de 

gestion

Fries Kay, nouveau, section Zurich

les membres de la commission du 

DDPS/RUAG

Brunner Mario, nouveau,  

section DDPS

Cazzaniga Hans, sortant,  

section Lucerne

Elmiger Pius, sortant,  

section Lucerne

Ettlin Hugo, sortant,  

section Unterwald

Koskelainen Andrea, sortante,  

section DDPS

Manetsch Albert, sortant,  

section Interlaken

Walser René, sortant,  

section Süd-Ost

Werro Andrea, sortant,  

section Dubendorf

les membres de la commission du 

domaine des EPF

Caprani Manuela, nouvelle,  

section Zurich, EPFZ

Fries Kay, sortant,  

section Zurich, EAWAG

Höwecke Bert, sortant,  

section Zurich, WSL

Morard Jacqueline, sortante,  

section APC-EPFL

Senn Marianne, sortante,  

section Zurich, EMPA

Urech Andreas, sortant,  

section Zurich, groupe local PSI

les membres de la commission de 

l’égalité

Wicki Janine, nouvelle 

Imobersteg Rahel, nouvelle

Hauser Marc, nouveau,  

section Zurich, 

la secrétaire générale

Wicki Janine, nouvelle
Nicolas Schmidt, caissier de l’association

Janine Wicki, secétaire générale de l’APC

Kay Fries (Zürich), nouveau membre de la commission de gestion
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Assemblea 2018 dei delegati dell’APC 

L’APC oggi e nel 2030, tra sfide attuali e progetti per il futuro
L’assemblea dei delegati dell’APC si è svolta l’8 novembre a Ittigen, in presenza di circa 100 parteci-
panti. La politica europea e le misure di accompagnamento, ma anche le elezioni, i finanziamenti e i 
progetti futuri sono stati al centro dei dibattiti.

Barbara Gysi, presidente dell’APC e 
consigliera nazionale, ha dato il ben-
venuto ai partecipanti all’Assemblea 
dei delegati e ha ricordato loro un 
passato non così lontano, si parla di 
100 anni fa, quando gli svizzeri anda-
rono in sciopero. «Non chiedo uno 
sciopero, ma i dipendenti della Confe-
derazione devono lottare per ottenere 
buone condizioni di lavoro. I dibattiti 
in camera sul bilancio 2019 promet-
tono già di essere difficili per il perso-
nale federale, nonostante l’eccedenza 

di 1,3  miliardi di franchi annunciata 
dal ministro delle finanze

Progetti per il futuro
«Che cosa sarà di noi nel 2030?» 
Questa domanda è stata rivolta ai de-
legati da Janine Wicki, Segretario 
Generale dell’APC, attraverso una se-
rie di interviste volanti che hanno su-
scitato molto entusiasmo. «La nostra 
associazione vuole riposizionarsi per 
rispondere meglio alle esigenze attuali 
e future del personale della Confede-

razione. Questo è un progetto impor-
tante che intraprenderemo nei prossi-
mi due anni», ha detto il Segretario 
Generale. All’inizio del 2019, l’APC 
avvierà un’indagine completa presso i 
suoi membri, partner e non membri. 
Queste riflessioni strategiche sono sta-
te accompagnate da un filmato di pre-
sentazione diretto da Natascha 
Krebs, mediamatica e nuova collabo-
ratrice della segreteria dell’APC.

Per il prossimo futuro, i delegati 
hanno concordato la creazione di un 
nuovo posto di giurista in segreteria, 
limitato a due anni, al fine di migliora-
re ulteriormente il sostegno al cre-
scente numero di membri in difficoltà 
nel loro lavoro.

Misure di accompagnamento e 
politica europea
Come evolveranno le relazioni bilate-
rali? Come potrebbe presentarsi un 
accordo quadro? E le «linee rosse» 
formate dalle misure di accompagna-
mento? I partecipanti all’AD hanno 
accolto due illustri ospiti: il Segretario 
di Stato Roberto Balzaretti, capo 
della Direzione degli Affari Europei, e 
Daniel Lampart, economista capo 
e primo segretario dell’USS.

Parte statutaria
Nicolas Schmidt, cassiere dell’APC, 
ha presentato i conti del 2017: «L’an-
no scorso abbiamo realizzato molti 
progetti, con un budget ampiamente 
rispettato e un risultato perfettamente 
in linea con le prospettive finanzia-
rie». Sia i conti che il bilancio sono 
stati approvati dai delegati. 
Nel pomeriggio, tutti gli organi 
dell’APC sono stati (ri)eletti dai dele-
gati (vedi riquadro). Tra questi, la 
sostituzione dei membri dimissionari 
del Comitato direttivo Anne Satir 
(Zurigo) e Walter Suter (DFAE), 
entrambi calorosamente ringraziati da 
Barbara Gysi e da tutti i delegati per il 
loro impegno a favore dell’APC. Rue-
di Lüthi (Dipartimento delle finan-
ze) e Markus Meli (DFAE) sono 
stati eletti all’unanimità. 

� Martine Currat-Joye

Rahel Imobersteg, nuova segretaria generale aggiunto 
del’ APC

René Simon Meyer, vice-presidente del’APC

Ruedi Lüthi (Finanzdep.), nuovo membro del comitato esecutivo

Fred Scholl, Presidente della Sezione Pensionati
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Sektionen

Sektion Dübendorf

Bericht über die Herbstversamm­
lung vom 20. September 2018

Um 18.00 Uhr konnte unser Sektions-
präsident Andrea Werro 31 KollegIn-
nen zur Herbstversammlung begrüs-
sen. Einige Mitglieder haben sich 
entschuldigt. Einen speziellen Will-
kommensgruss und auch Dank rich-
tet er heute an:

Mirjam Dossenbach, sie arbeitet bei 
der Luftwaffe, in der Kontrollstelle in 
der Op Zen LW. Sie hat sich, nach Be-
mühungen unseres Präsidenten und 
unserem Kassier, welcher heute lei-
der aus dienstlichen respektive ge-
schäftlichen Gründen nicht hier sein 
kann, überreden lassen, den Verkauf 
von REKA Checks zu übernehmen. 
Aus diesem Grund hat sie sich auch 
für den heutigen Abend bereit er-
klärt, den REKA Verkauf zu überneh-
men. Im Namen der Sektion danken 
wir ihr herzlich für ihren Einsatz 
heute Abend und für ihre Unterstüt-
zung in der Zukunft. An dieser Stelle 
folgender Hinweis:

Mirjam Dossenbach ist unter ihrer 
E-Mail Adresse:  
mirjam.dossenbach@vtg.admin.ch 
oder Telefon Nr. 058 / 460 24 55 
erreichbar. 

Bitte beachtet, dass ein REKA-Ver-
kauf nur nach vorgängiger Anmel­
dung, telefonisch oder per Mail, 
möglich ist. Mirjam arbeitet Teilzeit 
und ist nicht immer am Arbeitsplatz 
erreichbar. 

Andrea Werro berichtet über aktuel-
le Geschäfte:
–	 Rückblick – Ausblick im Projekt 

«Weiterentwicklung der Armee 
(WEA)

–	 Standbilder der WEA 2018–2022. 
Beim Standbild sind die Schwer-
punkte der kommenden Jahre, 
also von 2019–2022 pro Jahr 
festgeschrieben. 

–	 Heftige Diskussion um «AIR2030» 
entbrannt (Mitteilung vom 
05.09.18)

–	 Konkurs SkyWork verursacht 
Probleme – die Luftwaffe springt 
ein. (Transporte SwissCoy, 
Mitteilung vom 05.09.18)

Rahel Imobersteg, Stellvertretende 
Generalsekretärin und Verbandsse-
kretärin musste sich leider für heute 
Abend entschuldigen. Stellvertretend 
für Rahel wird Andrea über die aktu-
ellen Themen berichten.

Vier Motionen wurden in der letzten 
Session dank der Intervention unse-
rer Präsidentin Barbara Gysi abge-
lehnt.

–	 Aufhebung der Bestimmungen im 
Bundespersonalgesetz zum 
Teuerungsausgleich

–	 Überarbeitung des Leistungslohn-
systems für das Bundespersonal

–	 Bestand des Bundespersonals auf 
dem Stand von 2015 einfrieren

–	 Keine übertriebenen Löhne und 
Sozialleistungen für das Bundes-
personal

Die GV im 2019 findet am Donners­
tag, 14. März 2019, 18.00 Uhr wiede-
rum im Restaurant Daylis, Flugplatz 
Dübendorf, statt. 

Der Präsident schliesst die Herbstver-
sammlung um 18.40  Uhr. Anschlie-
ssend findet das von der Sektion 
Dübendorf offerierte Nachtessen statt. 

Vorstand Sektion Dübendorf

Sektion Dübendorf

Einladung zur 71. Generalver­
sammlung des PVB Sektion 
Dübendorf

Donnerstag, 14. März 2019, 
18.00 Uhr
Personalrestaurant, Militärflugplatz, 
8600 Dübendorf (Haupteingang)

Traktanden
1.  Begrüssung
2.  Wahl der Stimmenzähler
3. � Protokoll der 70. Generalver-

sammlung
4. � Jahresbericht des Präsidenten
5. � Ehrungen
6. � Finanzielles 

6.1.  Jahresrechnung 2018 
6.2.  Revisorenbericht 
6.3.  Voranschlag 2019

7. � Wahlen 
7.1.  Präsident 

7.2.  Vorstand 
7.3.  Rechnungsrevisoren 
7.4.  Delegierte

8.  Anträge
9.  Verschiedenes

Als Gäste erwarten wir ein Mitglied des 
Verbandes und der Geschäftsleitung.

Im Anschluss an die Generalversamm-
lung wird ein Nachtessen offeriert.

Die Anmeldung für die Teilnahme an 
der GV ist bis zum 1.  März 2019 an 
René Steiner zu senden: R. Steiner, 
Stauberbergstr. 39, 8610 Uster; Tel.: 
076 399 14 55; Email: 
pvb.steiner@gmx.ch

Anträge zuhanden der Generalver­
sammlung sind bis zum 20.  Februar 
2019 schriftlich an den Präsidenten 
zu richten: A. Werro, Überlandstr. 
255, 8600 Dübendorf, Email: andrea.
werro@vtg.admin.ch

Mitglieder, welche REKA Checks be-
ziehen möchten, sind gebeten, den 
entsprechenden Betrag passend mit-
zubringen. 

Wir freuen uns schon heute, euch 
recht zahlreich an der GV begrüssen 
zu dürfen.

Mit kollegialen Grüssen
Der Vorstand

Sektion Unterwalden

Vorstellen des PVB

Am 24. Oktober 2018 anlässlich der 
Ausbildungswoche des Flugplatzes 
Alpnach konnte Verbandsekretär 
Jürg Grunder den ungefähr 30 Mitar-
beitenden der Luftwaffe des Flugplat-
zes Alpnach den PVB vorstellen. Er 
erläuterte dabei die Vorteile einer 
Mitgliedschaft, stellte die Wichtigkeit 
des Sozialpartners PVB für die Ein-
zelnen wie aber auch den Einfluss 
dank seiner Präsidentin Nationalrä-
tin Barbara Gysi in den politischen 
Gremien vor. Er zeigte auch die Erfol-
ge des PVB wie deren Arbeitsweise 
auf. Die Teilnehmenden zeigten sich 
sehr aktiv und diskutierten intensiv 
mit. Der Sektionspräsident hat den 
Auftritt ermöglicht. Besten Dank.

� Swisscom

Rückblick 2018 und Vorschau 
2019 mit Lotto

Wir laden euch ein, am ersten Anlass 
des Jahres 2019, am Mittwoch, den 
23. Januar im Restaurant Mappamon-
do in der Länggasse in Bern teilzu-
nehmen. Wir blicken auf das Jahr 
2018 zurück und werfen ein Blick auf 
das Programm des Jahres 2019. 

Beginn um 16.00  Uhr im grossen 
Saal. Der Anlass dauert bis 
ca.19.30 Uhr. Zudem werden wir das 
beliebte Lotto durchführen. Um die 
schönen Preise zu finanzieren, wer-
den wir pro Lottokarte CHF 5.00 an 
Ort und Stelle einziehen. Diese ist für 
alle 3 oder 4 Gänge gültig. Nach dem 
Lotto werden wir einen Imbiss genie-
ssen. 

Für das Essen ist ein Kostenbeitrag 
von CHF 5.00 für PVB-Verbandsmit-
glieder vorgesehen (den Rest über-
nimmt die Sektionskasse); für Nicht-
mitglieder einer von CHF 15.00. 

Eure Anmeldung erwarten wir bis spä-
testens am 13. Januar 2019 an Bruno 
Binggeli, Eigermatte 23, 3110 Münsin-
gen. Tel. 031/721 13 11 oder per 
E-Mail bbinggeli@bluewin.ch

Wir freuen uns auf zahlreiche Anmel-
dungen!

Die Organisatoren:
Werner + Bruno Binggeli

Società Pensionati Federali Ticino 
e Moesano

–	  Vuoi far parte anche tu della nost-
ra associazione che conta poco 
meno di 600  soci e che ha quale 
scopo principale di mantenere i 
rapporti di amicizia fra i pensio-
nati che hanno lavorato al servizio 
della Confederazione?

–	 Vuoi anche tu essere dei nostri 
quando organizziamo gite ed es-
cursioni che riscontrano sempre 
un grande successo?

–	 Vuoi anche tu contribuire a raf-
forzare la nostra presenza nel Con-
sigli Anziani del Canton Ticino, 
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Pensionierte

Treberwurstessen in Twann
Dienstag 29. Januar 2019

Ein kalter Wintertag. Nebel liegt über dem Bielersee. Leise und gemächlich 
plätschert der See. Genau, es ist Zeit für unser traditionelles Treberwurstes-
sen. Dieses Mal findet es bei Theo Tschanz Weinbau in Twann statt.

Die Treberwurst mit Kartoffelsalat à discretion kostet 25 Franken. Das Dessert 
und die Getränke sind nicht inbegriffen.

Wir treffen uns 11.30 Uhr direkt in 
Theos Weinstube

Adresse:
Tschanz Weinbau, Dorfgasse 24, 
2513 Twann

Zugverbindungen
Bern ab:	 10.13	 Gleis 10
Biel an:	 10.38	 Gleis 7
Biel ab:	 10.51	 Gleis 10CD
Twann an	10.58	 Gleis 3

Züge zurück nach Bern fahren ab 
Twann immer um «.58».

Anmeldung:
Du kannst dich bis Freitag, 18. Januar 2019, für diesen Anlass anmelden:

Markus Brügger
031 938 60 61
markus.bruegger@pvb.ch

Die Zahl der TeilnehmerInnen ist auf 40 Personen beschränkt. Der Vorstand 
freut sich auf deine Teilnahme mit oder ohne PartnerIn. 

Der Vorstand

AVANTI – Pensionierte

Treberwurstessen 2019 am Bielersee

Unser traditionelles Treberwurstes­
sen findet am Mittwoch, 20. Februar 
2019, um 12.30 Uhr, in der Domaine 
Mürset, Martin Mürset, 2513 Twann, 
statt.
Die Domaine befindet sich 50 m ne-
ben dem Bahnhof.

Zugreisende: 
Besammlung um 10.50  Uhr beim 
Treffpunkt im Bahnhof Bern. Billet 
Bern – Twann bitte selber lösen.
Abfahrt in Bern (in der Regel auf 
Gleis 9): um 11.12 Uhr. 
Ankunft in Twann: um 11.57 Uhr.
(Teilnehmer welche im Bahnhof Biel 
einsteigen: Abfahrt um 11.50  Uhr, 
Gleis 10).

Rückfahrt: 
Twann ab 14.58 Uhr oder 15.58 Uhr.

Anreise mit Privatauto: 
direkt zur Domaine Mürset. Öffentli-
che Parkplätze beim Bahnhof.

Auf mehrfachen Wunsch findet der 
Anlass wieder am Bielersee statt. Wir 
hoffen auf eine rege Teilnahme.

Anmeldungen bis am 21. Januar 2019 
an Charles Weber, Tel. 031 982 02 28 
oder E-Mail: chajaweb@bluewin.ch 

Freundliche Grüsse
Vorstand Sektion AVANTI

ETH-Kommission

Marc Hauser, Präsident der PVB-Kom-
mission des ETH-Bereichs, mit seinen 
KollegInnen der Kommission 

Die 48. Sitzung der PVB-Kommission 
des ETH-Bereichs fand am 1. November 
in Ostermundigen statt. Sie wurde ein 
letztes Mal von ihrem Präsidenten 

Marc Hauser geleitet, der im nächsten 
Jahr in den Ruhestand geht und keine 
neue Amtszeit wollte. Der neue Präsi-
dent wird von seinen Mitgliedern in 
der nächsten Sitzung ernannt. Manuela 
Caprani, Mitarbeiterin der ETHZ und 
Präsidentin der Sektion Zürich, ist dem 
Ausschuss neu beigetreten.

organo consultivo del Consiglio di 
Stato per tutte le questioni che in-
teressano gli anziani e quindi noi 
tutti in qualità di pensionati?

–	 Ti interessa, tramite la nostra as-
sociazione, sostenere associazioni 
e gruppi di volontariato che opera-
no in primo luogo nel Canton Tici-
no e Moesano con delle donazioni? 
Dal 1995 ad oggi queste donazioni 
hanno raggiunto la ragguardevole 
cifra di oltre 55 000 franchi.

Se la risposta a queste domande è po-
sitiva allora ti diamo già sin d’ora il 
più cordiale benvenuto e ti invitiamo 
ad iscriverti direttamente tramite il 
nostro sito www.pftm.ch oppure 
contattando il nostro presidente Leo-
nardo Agustoni, 091  683  72  49  – 
079 501 14 20 o agustonil@bluewin.
ch, che è a tua disposizione per ulte-
riori chiarimenti ed informazioni.
Ti ringraziamo per l’attenzione che 
hai riservato a questo nostro appello.

Società Pensionati Federali Ticino e 
Moesano
Il comitato

Sektion Interlaken

EINLADUNG zur 73. Hauptver­
sammlung der Sektion Interlaken

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Am Freitag, 8. Februar 2019 findet die 
73. Hauptversammlung der Sektion In­
terlaken im Restaurant und Pizzeria 
Tenne an der Alpenstrasse 58 in Inter-
laken statt. Es würde uns freuen wenn 
auch du dabei sein könntest.

Programm
18:30 Uhr	 Apéro,
19:15 Uhr	� Nachtessen offeriert von 

der Sektion
ca. 20.15 Uhr	� Beginn des geschäftli-

chen Teils
ca. 21.30 Uhr	� Dessert und Kaffee

Traktandenliste
1.  Begrüssung
2.  Wahl eines Stimmenzählers
3. � Protokoll der letzten Hauptver-

sammlung
4. � Wahlen	 

3.1 �Wahl eines neuen Sektions-Prä-
sidenten

3.2 �Wahl der übrigen Vorstands-
Mitglieder

5. � Finanzen
6. � Jahresbericht und Informationen
7 � Tätigkeitsprogramm
8 � Anträge
9 � Ehrungen

Alle Mitglieder erhalten eine persönli-
che Einladung.
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Nehmen Sie von März bis April 2019 an unserer Umfrage teil!
De mars à avril 2019, prenez part à notre enquête ! 
Da marzo ad aprile 2019, partecipa al nostro sondaggio!

2 4 7 3 6

6 5 2

3 7 2 4

4 7 5 6

8 2 7 9

2 3 8 7

3 9 8 1

3 5 6

5 4 8 2 3

SUDOKU
Ausgaben 2019
Nr. 1, Januar
Nr. 2, April
Nr. 3, Juni
Nr. 4, Oktober
Nr. 5, Dezember
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